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Auflöſung von Geſellſchafts⸗ 


1. Einleitung 


81 RBewd gemäß erfolgen auf den 1. Januar 1940 
die Hauptfeſtſtellung des Betriebs vermögens und 
die Ermittlung der Werte des Geſamtvermögens 
und des Inlands vermögens. Damit wird auch 
allgemein wieder die Frage auftauchen, wie der Einheits⸗ 
wert des Betriebspermögens von Perſonengeſell⸗ 
ſchaften aufzuteilen iſt. Dieſe Frage wird noch von be- 
ſonderem Intereſſe für die Perſonengeſellſchaften in der 
Oſtmark und im Sudetenland ſein, nachdem in 
dieſen Gebieten das geſamte Reichsbewertungsrecht erſt⸗ 
malig für die Bewertung auf den 1. Januar 1940 An⸗ 
wendung findet. 


§ 215 AO gemäß wird der Einheitswert für eine wirt⸗ 
ſchaftliche Einheit — wenn an ihr mehrere Perſonen be⸗ 
teiligt find — einheitlich feſtgeſtellt. In dem Feſtſtel⸗ 
lungsbeſcheid iſt 8 216 AO gemäß gleichzeitig die Verteilung 
des Einheitswerts auf die Miteigentümer vorzu⸗ 
nehmen, oder, wenn ſie im Feſtſtellungsbeſcheid unterlaſſen 
wurde, iſt fie in einem Ergänzungsbeſcheid nachzu⸗ 
holen. Im 8 3 des Reichsbewertungsgeſetzes iſt beſtimmt, 
daß dieſe Aufteilung des Einheitswerts auf die Beteiligten 
„nach dem Verhältnis ihrer Anteile“ zu erfolgen hat. Die 
Aufteilung iſt im allgemeinen dann ohne Schwierigkeiten 
durchzuführen, wenn der Einheitswert wirtſchaftliche Ein ⸗ 
beiten (Grundvermögen, land- und forſtwirtſchaftliche 
Betriebe oder nicht zu einem Betriebsvermögen zu rechnende 
Gewerbeberechtigungen) betrifft. Hier iſt für die Beteiligten 
durchweg ein feſtes, ſich nicht laufend änderndes An- 
teilsberhältnis gegeben. Dagegen haben wir bei der Beteili- 
gung mehrerer Perſonen an einem Gewerbebetrieb 
— Haupterſcheinungsformen: die Offene Handelsgeſellſchaft 
und die Kommanditgeſellſchaft — durch Zubuchung der jähr- 
lichen Gewinnanteile und der Einlagen, durch Ab⸗ 


5. Beiſpiele mit negativem Kavitalkonto eines Geſellſchafters, 

6. Die Verteilung des Auflöſungsvermögens iſt vertraglich 
beſonders geregelt, 

7. Weitere Fälle beſonderer vertraglicher Regelung, 


8. Beſonderheiten bei der Aufteilung des Einheitswerts einer 
Kommanditgeſellſchaft. 


buchung von anteiligen Verluſten und Entnahmen 
ein ſich ſtändig verſchiebendes Wertverhältnis der 
buchmäßigen Kapitalanteile. Das und die Tatſache, 
daß der Einheitswert des Gewerbebetriebs faſt nie 
mit dem in der Handelsbilanz zum gleichen Stichtag 
ausgewieſenen Betriebsvermögen übereinſtimmt, 
machen es erforderlich, daß der rechneriſchen Aufteilung des 
Einheitswerts beſtimmte Überlegungen und Berechnungen 
voraufgehen. 


2. Die Stellung der Perſonengeſellſchaft im Reichsbewer⸗ 

tungsrecht 

Im Einkommenſteuerrecht gilt die Perſonengeſellſchaft 
nicht als beſonderes Rechtsſubjekt, ſondern nur 
als ein beſonders zu beachtendes Rechts ver ⸗ 
hältnis der Geſellſchafter zueinander. Dagegen hat ſie 
im Reichsbewertungsrecht die ihr nach dem privaten Recht 
zugewieſene Stellung, wenigſtens ſoweit es ſich um die 
Feſtſtellung des Einheitswerts — d. i. Wert des gemein⸗ 
ſchaftlichen Betriebsvermögens — handelt, durchaus bewahrt. 
Der § 56 des Reichsbewertungsgeſetzes ſtellt ſie mit den 
Körperſchaften auf gleiche Stufe. Das Vermögen 
der Geſellſchaft iſt eine vom Vermögen der Geſell ⸗ 
ſchafter ſcharf abgegrenzte Einheit. Gegenſtände, 
3. B. Grundſtücke, Maſchinen und ſonſtige Anlagegüter, die 
im Eigentum der Geſellſchafter ſtehen und von ihnen der 
Geſellſchaft zur betrieblichen Nutzung entgeltlich oder unent- 
geltlich zur Verfügung geſtellt werden, gehören grundſätzlich 
nicht zum geſellſchaftlichen Betriebsvermögen. Daraus er⸗ 
gibt ſich auch, daß die Aufteilung des Einheitswerts auf die 
Geſellſchafter nicht nach den Grundſätzen erfolgen kann, die 
für die Betriebsergebniſſe — Gewinne oder Verluſte — 
gelten, ſondern nach den Grundſätzen, die für eine ver ⸗ 
mögensrechtliche Auseinanderſetzung zwi⸗ 
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ſchen den Geſellſchaftern anzuwenden ſind. 
Eine befriedigende und dabet nicht zu ſchwierige Löſung 
des Aufteilungsproblems iſt nur zu finden, wenn man don 
der Annahme ausgeht, daß das Vermögen der Geſellſchaft 
für den Bewertungsſtichtag als Auflöſungsvermö⸗ 
gen unter die Geſellſchafter verte ilt werden ſoll, wobei 
als Anrechnungswerte bei der Auflöſung die gleichen Werte 
angenommen werden, die in der Vermögensaufſtellung der 
Ermittlung des Einheitswerts gedient haben. Eine Vertei⸗ 
lung des Einheitswerts des Betriebs nach dem Verhältnis 
der bilanzmäßigen Kapitalpoſten der Geſell⸗ 
ſchafter am Bewertungsſtichtag, einerlei ob es die han ⸗ 
delsbilanzmäßigen oder die ſteuerbilauz ⸗ 
mäßigen Kapitalpoſten wären — wozu möglicher⸗ 
weiſe die Beſtimmungen des $ 3 Reichsbewertungsgeſetz ber- 
leiten könnten — würde unhaltbare Ergebniſſe liefern. Man 
denke nur an den Fall, daß das Kapitalkonto eines Geſell⸗ 
ſchafters — Null oder negativ iſt! Klar und eindeutig ſind 
dagegen die Aufteilungsbeſtimmungen des § 155 HGB, 
wonach am Schluß der Auflöſung (Liquidation) das Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen unter die Geſellſchafter nach dem Stand 
ihrer Kapital⸗Konten in der Liquidations⸗ 
Schlußbilanz zu verteilen iſt. 


3. Über die bürgerlich rechtliche Auflöſung von Geſellſchafts⸗ 
vermögen 


Wenn wir uns die Verteilung des einheitlich feſtgeſtell⸗ 
ten Einheitswerts auf die Geſellſchafter als eine gedachte 
Verteilung des Auflöſungsvermögens am Bewertungsſtich⸗ 
tag vorſtellen, iſt es dienlich, bei den privatrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen, die für die Auflöſung von Geſellſchaftsvermö⸗ 
gen gelten, kurz zu verweilen. Für die Geſellſchaften des 
bürgerlichen Rechts iſt die Auseinandecſetzung, wenn kein 
beſonderer Vertrag vorliegt, in den §s 732 bis 735 BGB 
geregelt, für die Perſonengeſellſchaften des Handelsrechts 
trifft darüber hinaus 8 155 HGB — ſofern keine beſon⸗ 
deren vertraglichen Abmachungen beſtehen — noch ergän- 
zende Regelung. Für die letztgenannten Perſonengeſell⸗ 
ſchaften iſt beſonders zu beachten, daß zu Beginn und am 
Ende der Auflöſung je eine beſondere Bilanz aufzu⸗ 
ſtellen tft (Auflöſungsanfangsbilanz und Auflöſungsſchluß⸗ 
bilanz). Der Streit, ob in der Auflöſungseröff⸗ 
nungsbilanz die einzelnen Güter nach den für die 
Handelsbilanz geltenden rechtlichen Vorſchriften zu 
bewerten ſind oder nicht, kann hier unentſchieden 
bleiben, da er für unſere Unterſuchung bedeutungslos 
iſt. Der Auflöſungserfolg, d. h. das Vermögens- 
mehr oder weniger, das durch die Auflöſung — gerechnet 
vom Beginn bis zur Beendigung — eingetreten iſt (zu dieſem 
Vermögensunterſchied müßte auch der Unterſchiedsbetrag 
gerechnet werden, der aus einer von den rechtlichen Beſtim⸗ 
mungen des § 40 HGB abweichenden Bewertung in 
der Auflöſungseröffnungsbilanz ſtammen würde), iſt auf 
die Geſellſchafter entweder nach beſonders vereinbarten 
Anteilen oder, in Ermanglung ſolcher Vereinbarungen, 
nach den Gewinnverteilungsbeſtimmungen 
des § 121 SGB umzulegen, wobei an Stelle von Ja hres⸗ 
zinſen auf die Kapitalanteile Zinſen für den Auf⸗ 
löſungszeitraum zu treten haben. Für die ſteuerliche 
„Quaſi⸗Auflöſung“ zur Ermittlung des Einheitswertanteils 
iſt eine Sapitalverzinjung nicht vorzunehmen, da der 
Auflöſungszeitraum nur ein gedachter Augenblick iſt. Reicht 
das Auflöſungsvermögen nicht aus, um die einzelnen Kapi- 
talanteile der Geſellſchafter zu decken, insbeſondere weil 
Geſellſchafter negative Kapitalkonten haben, dann entſtehen 
nebe n der handelsrechtlichen Auflöſung beſondere Aus⸗ 
gleichs anſprüche und Ausgleichslaſten, die 
die Geſellſchafter allgemein noch privat unter ſich zu 
regeln haben. In das eigentliche Auflöſungsver⸗ 
fahren iſt die Erledigung dieſer Ausgleichspoſten nicht 
einzubeziehen. 


4. Die ſteuerrechtliche „Auflöſung“ des Einheitswerts 


In den folgenden Ausführungen ſollen an einer Reihe 
von Beiſpielen die ſoeben gewonnenen Erkenntniſſe für die 


Aufteilung des Einheitswerts dienſtbar gemacht werden. 
(Der Reichsfinanzhof hat in zwei amtlich veröffentlichten 
Entſcheidungen vom 28. Januar 1938 — RStBl 1988 S. 372 
und S. 373 — ausgeſprochen, daß die ſteuerliche Aufteilung 
des Einheitswerts von Perſonengeſellſchaften den handels⸗ 
rechtlichen Auflöſungsbeſtimmungen zu entſprechen hat.) 


Die Löſungen ſuchen die Frage zu beantworten: 
Wie würde der Einheitswert des Betriebs 
als Auflöſungsvermögen unter die Ge⸗ 
ſellſchafter zu verteilen ſein? Für die Vertei⸗ 
lungsrechnung muß hier von den Kapitalpoſten der auf den 
gleichen Stichtag aufgeſtellten Handelsbilanz ausge 

gangen werden. Die Wertgrößen der Steuerbilanz 

önnen nicht verwendet werden, da die Auflöſungsrechnung 
des Handelsrechts nur von der Handelsbilanz 
ausgeht. In vielen Fällen würde allerdings das Er⸗ 
gebnis einer Aufteilungsrechnung, die von den ſteuer⸗ 
lichen Kapitalkonten ausgehen würde, gleiche End⸗ 
werte liefern — dann nämlich, wenn laufender 
Jahresgewinn oder Jahresverluſt und Auf⸗ 
löſungsgewinn oder Auflöſungsverluſt nach 
den gleichen Verhältniszahlen verteilt werden und die 
Unterſchiede zwiſchen den handelsbilanzmäßigen und den 
ſteuerbilanzmäßigen Kapitalpoſten lediglich auf verſchieden⸗ 
artige Wertanſätze in den beiden Bilanzrechnungen zu— 
rückgehen. 


Zunächſt wird unterſtellt, daß der Geſellſchaftsvertrag 
keine beſonderen Beftimmungen über die Auf- 
teilung des Auflöſungsvermögens unter die Geſellſchafter 
enthält, d. h. dieſes iſt nach den allgemein rechtlichen Vor⸗ 
be des § 155 HGB und der §8 732 bis 735 BGB zu 

erteilen. 


Beiſpiel: 


„Die Handelsbilanz der ABE-OH® am 31. Dezember 1939 
führt die folgenden Werte: 


Verſchiedene Schulden. 90 000 RM 
Beſitzpoſten 245 000 RM Kapital . 60 000 RM 
Kapital B.. 50 000 RM 
Kapital C.. 45 000 RM 
245 000 RM 245 000 RM 

Fall 1 


Die Vermögensaufſtellung der Geſellſchaft, die der Feſt⸗ 
ſtellung des Einheitswerts 1940 zugrunde liegt, lautet: K 


Verſchiedene Schulden. 80 000 RM 
Beſitzpoſten 292 000 RM Reinvermögen 212 000 RM 
292 000 RM 


292 000 RM 


Das Mehrvermögen laut Einheitswert — das iind 
57 000 RM — iſt zu je ein Drittel auf die Geſellſchafter 
zu verteilen. 


Verteilung des Einheitswerts: 


A: 60 000 + ½ von 57 000 = 709 000 RM 
D. 50 000 + ½ von 57 000 = 89000 RM 
C: 45000 . % von 57 000 64 000 NM 
212 000 RR 
Fall 2 
Vermögensaufſtellung der Geſellſchaft 
Verſchiedene Schulden. 94 000 RM 
Beſitzpoſten 225 000 RM Reinvermögen 131 000 RM 
225 000 RM 


225 000 RM 


Der Einheitswert iſt um 24 000 RM geringer als das 
handelsbilanzmäßige Geſamtkapital. 


Verteilung: 
A: 60 000 — ¼ von 24 000 
B: 50 000 — ¼ von 24 000 
C: 45000 — ¼ von 24 000 


52 000 RM. 
42 000 RM 
37 000 Re 


131 000 Rohr 
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5. Beiſpiele mit negativem Kapitalkonto eines Geſell⸗ 
ſchafters 


Auch hier ſei angenommen, daß die Auflöſung nach den 
allgemeinen Beſtimmungen des Handelsrechts vor ſich geht. 


Handelsbllanz am 31. Dezember 1939 


Verſchiedene Schulden. 90 000 RM 

Beſitzpoſten 245 000 RM Kapital A.. 110 000 RM 

Kapital B. 50 000 RM Kapital . , 95 000 RM 

295 000 RM 295 000 RM 

Fall! 

Vermögensaufſtellung am 31. Dezember 1939 

Verſchiedene Schulden. 80 000 RM 

Beſitzpoſten 292 000 RM Reinvermögen 212 000 RM 

292 000 RM 292 000 RM 


Das Mehr des Einheltswexts gegenüber dem handelsrechtlichen 
Geſamtlapital = 57 000 AM ift zu je ein Drittel auf die 
Geſellſchafter aufzuteilen. 


Die Auseinanderſetzungsanteile betragen für 


A: 110000 + 19 000 ehe 1209 000 RR 
C: 95 000 -4+ 19 000 NN 114 00 RM 
243 000 Re. 
B: 10 000 — 50 000 ...... 31 000 RM 
212 000 RM 


Das Einheitswertvermögen reicht zur vollen Befriedigung 
pen Anſprüche von A und C nicht aus. Es erhalten daher an- 
teilig 

129 000 & 212 000 


A: = ii 
A 249 000 2500 RM (abgerundet) und 
114 000 & 212 000 
— — 99 500 R b 
6 249 500 RM (abgerundet) 


Der Anteil des B am Einheitswert iſt 0. 
Daneben haben: 


A eine Ausgleichsforderung an B von .. 16 500 RM 
und C eine Ausgleichsforderung an B von .. 14 500 N 


zuſammen 31000 NP 


Die Ausgleichsforderungen gehören zum ſonſtigen Ver⸗ 
mögen von A und C; ſie ſind nach den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen zu bewerten. B kann die Ausgleichs ſchuld bei feinem 
Geſamtvermögen abſetzen. 


Fall 2 a 
Vermögensaufſtellung am 31. Dezember 1939 
Verſchiedene Schulden. 94 000 RM 

Beſitzpoſten 225 000 RM Reinvermögen 181000 RM 


225 000 RM 225 000 RM 


Der Einheitswert von 131000 RM bleibt um 24 000 RM Jhinter 
dem Vermögen nach der Handelsbilanz zurück. Die Ausein- 
anderſetzungsanteile betragen: 


Für A: 110 000 — 8000 = 102 000 RM 
C: 05 000 — 8 000 = 87 000 RM 

189 000 RM 

B: — 50 000 — 8 000. = — 58000 RM 

131 000 NM 


Der Einheitswert des Betriebsvermögens = 131000 RM wird 
verteilt: 


102 000 x 131 000 
e e — 70 700 RM (abgerundet) 


189 000 
87 000 X 131 000 
—— — 60 300 RM (ab t 
189 000 (abgerundet) 
B ſchuldet als Ausgleich an a:. . 81 300 Re 
an C: 26 700 RM 
58 000 RM 


Fall 3 
Vermögensaufſtellung am 31. Dezember 1939 
Verſchiedene Schulden. 80 000 RM 
Beſitzpoſten 418 000 RM Reinvermögen 338 000 RM 


418 000 RN 418 000 AM 


Das Vermögensmehr gegenüber der Handelsbilanz von 
183 000 RM wird nach Köpfen auf A, B und C verteilt: 


A: 110 000 4 6100000 1 000 RW 
C: 95 000 + 6100 o.. 156 000 NM 
Bz 6 000 50 000) mh. eee eee eee 


338 000 Ra 
In gleicher Weiſe iſt der Einheitswert aufzuteilen. 
Fall 4 
Vermögensaufſtellung am 31. Dezember 1939 
Verſchiedene 


Beſitzpoſten 65 000 RM Schulden .. 144 000 RM 
Untervermögen 79 000 RMe 


144 000 RR 144 000 NN 


Der Vermögensunterſchied gegenüber der Handelsbilanz 
— 234 000 RM iſt mit je 78000 RM auf A, B und C umzu⸗ 
legen; d. h. es ergeben ſich die folgenden Auseinanderſetzungs⸗ 
anteile: 


Az 110000. 8 000 enen ee 32 000 NM 
C: 95 000 — 78 00ꝶ 0 .. 17 000 RD 

49 000 RR 
B: — 50 000 — 78 000. = 128 000 RM 


Der Einheitswert des Vetriebsvermögens iſt 0 RM, doch muß 
im Bewertungsverfahren außerdem die Höhe des Unterver⸗ 
mögens feſtgeſtellt werden (Hinweis auf RStBl 1939 S. 755). 


A hat einen Ausgleichs anſpruch an B von 32 000 RM 
C hat einen Ausgleichs anſpruch an B von 17 000 RM 


B hat neben dieſen Ausgleichsſchulden von 49 000 RM 
noch den Untervermögenspoſten der Geſell⸗ 
ſchaft bon Dun nn 
zu decken, das ſind insgeſamt Ver⸗ 
pflichtungen von n 128 000 RW 


Das Betriebs finanzamt, das die Einheitswert⸗ 
feſtſtellung und Verteilung auf die Geſellſchafter vorzunehmen 
hat, muß in Fällen der vorliegenden Art auch die Aus⸗ 
eee und die Ausgleichsſchul⸗ 

en der Geſellſchafter untereinander ermitteln und den 
Wohnfibfinanzäntern mitteilen. Es wird dann oft von den 
Wohnſitzfinanzämtern noch geprüft werden müſſen, ob die 
Ausgleichsforderungen der Geſellſchafter vollwertig ſind. Wenn 
eine Geſellſchafter mit Ausgleichsverpflichtungen völlig ver⸗ 
mögenslos iſt, iſt die Ausgleichsforderung gegen ihn mit 
O RM anzuſetzen. Darüber hinaus können die Geſellſchafter 
mit Ausgleichsforderungen im Falle der Üüberſchuldung 
der Geſellſchaft — ſiehe Fall 4 — noch verlangen, daß 
der Betrag des Minusvermögens von ihrem Vermögen anteils⸗ 
mäßig als abzugsfähig anerkannt wird, da ſie als Geſellſchafter 
für al le Verpflichtungen ihrer Geſellſchaft einzuſtehen haben. 
Bei der Beurteilung des Wertes von Ausgleichsforderungen 
iſt aber auch eine zukünftige günſtige Entwicklung der 
Geſellſchaft oder günſtige Entwicklung der Vermögenslage des 
Ausgleichsſchuldners — in Zukunft zu erwartende Vermogens⸗ 
anfälle — zu berückſichtigen. 


6. Die Verteilung des Auflöſungsvermögens iſt vertraglich 
beſonders geregelt 


Haben die Geſellſchafter beſondere Vereinbarungen 
über die Verteilung des Geſellſchaftsvermögens im Falle 
der Auflöſung der Geſellſchaft getroffen, jo ſind dieſe ver⸗ 
traglichen Verteilungsbeſtimmungen auch, bei der Auf⸗ 
teilung des Einheitswerts zu beachten. Würde in unſeren 
früheren Beiſpielen in den Abſchnitten 4 und 5 eine Vertei- 
lung des laufenden Jahresergebniſſes (Gewinn 
oder Verluſt) und des Auflöſungs vermögen, 
unter die Geſellſchafter A, ® und C im Verhältnis 2 1: 
vereinbart fein, dann wäre im Fall 1 des Abſchnikts 4 das 
Mehrvermögen von 57 000 RM zu ½ auf eſellſchafter U, 
½% auf Gefellichafter B und ½ auf Geſellſchafter C aufzu- 
teilen; das gleiche würde für das Wenigervermogen von 
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24 000 RM im Fall 2 des Abſchnitts 4 gelten. Sinn⸗ 
gemäß wären auch die Vermögenswertunterſchiede in den 
Fällen des Abſchnitts 5 aufzuteilen. 1 

Wie iſt nun zu verfahren, wenn die vertraglich feſt⸗ 
gelegten Auflöſungsquoten von den Vertei⸗ 
lungsquoten für die laufenden Jahresergeb⸗ 
niſſe abweichen? Den vorgenannten Ergebnis⸗ 
verteilungsquoten 2:12 ſtehen beiſpielsweiſe die 
Vermögensauflöſungsquoten (0. h. Auftei⸗ 
lungsſchlüſſel für den Unterſchiedsbetrag zwiſchen Auf⸗ 
löſungsvermögen und Buchwert der Kapitalanteile in der 
letzten Bilanz vor der Auflöſung) 4:23 gegenüber! Die 
Wertunterſchiede zwiſchen Einheitswert und handelsbilanz- 
mäßigem Geſellſchaftsvermögen werden wohl zum größten 
Teil auf den ſtillen Rücklagen in den Handelsbilanz- 
werten beruhen. Dieſe Rücklagen werden im Lauſe der Ge- 
ſchäftstätigkeit des Unternehmens überwiegend aufgelöſt, 
dann als zuſätzliche Gewinnpoſten in Erſcheinung treten 
und durch die Gewinnaufteilung den einzelnen Berechtigten 
zufallen. Berückſichtigt man außerdem, daß die Unterneh: 
mung nach dem Bewertungsſtichtag meiſtens auf noch un⸗ 
beſtimmte Zeit weiterbeſteht und daß die ſtillen 
Rücklagen ſpäter wahrſcheinlich den Geſellſchaftern nach dem 
Gewinnverteilungsſchlüſſel zufallen werden, fo könnte man 
dazu neigen. die Vermögensunterſchiede im Einheitswert, 
ſoweit ſie auf Bewertungsrücklagen bei Gütern, die vor der 
tatſächlichen Auflöſung umgeſetzt ſein werden, entfallen, 
nach dem Gewinnverteilungsſchlüſſel aufzu⸗ 
teilen. Ich möchte jedoch eine ſolche Folgerung ablehnen. 
Nicht allein, daß dagegen die Beſtimmung des § 4 
Reichsbewertungsgeſetz über den aufſchiebend be- 
dingten Erwerb ſpricht — ob dem einzelnen Geſell⸗ 
ſchafter die Rücklage anteilig nach dem Gewinnverteilungs- 
verhältnis zufallen wird, hängt von der Vorausſetzung des 
zukünftigen Umſatzes ab —, in der Hauptſache ſcheint mir 
eine ſolche Regelung dem hier vertretenen Grundgedanken, 
daß die Einheitswertzerlegung eine gedachte Auflöſung des 
Gemeinſchaftsvermögens unter die Berechtigten iſt — mit 
dem Unterſchied, daß an Stelle der tatſächlichen Auflöſungs⸗ 
werte die Werte nach dem Reichsbewertungsrecht treten —, 
zu widerſprechen. Daraus iſt zu folgern, daß in den Fällen, 
in denen die Ergebnisverteilungsquoten und die Ver- 
mögensauflöſungsquoten verſchieden bemeſſen find, die 
Aufteilung des Unterſchiedsbetrags zwiſchen Summe der 
handelsbilanzmäßigen Kapitalanteile und dem Einheitswert 
nach den Vermögensaufteilungsquoten zu erfolgen hat. 


7. Weitere Fälle beſonderer vertraglicher Regelung 


Auch die übrigen, in den Verträgen zwiſchen den Be- 
teiligten feſtgelegten beſonderen Beſtimmungen über die 
Verteilung des Geſellſchaftsvermögens im Falle der Auf- 
löſung ſind entſprechend den Darlegungen unter Abſchnitt 6 
bei der Aufteilung des Einheitswerts zu beachten. Iſt ver⸗ 
einbart, daß der eine oder daß mehrere Geſellſchafter 
im Falle der Auflöſung an den ſtillen Rücklagen in 
den Buchwerten nicht beteiligt ſind, dann iſt der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Einheitswert und handelsbilanzmäßigem 
Geſamtkapital auch nux auf die übrigen Beteiligten um⸗ 
zulegen. Iſt im Geſellſchaftsvertrag — oder ſonſt vertraglich 
— beſtimmt, daß das Vermögensmehr oder »weniger von 
beſtimmten Wirtſchaftsgütern der Geſellſchaft im Zeit⸗ 
punkt der Auflöſung gegenüber dem letzten Buchanſatz nur 
einem oder nur einem Teil der Geſellſchafter zuſtehen 
ſoll, dann iſt dieſe Beſtimmung bei der Einheitswertauftei⸗ 
lung in der Weiſe zu beachten, daß der Wertunterſchied für 
dieſe Güter zwiſchen handelsrechtlichem Anſatz und Wert in 
der Vermögensaufſtellung vom gleichen Stichtag dem oder 
den Berechtigten beſonders zugeſchrieben wird. Bei⸗ 
ſpiel dazu: 

Handelsbilanz am 31. Dezember 1939 


Grundſtücke „ 100 000 RM Schulden 240 000 RM 
Sonſtige Kapital A. 120 000 RM 
Beſitzvoſten 420 000 RM Kapital B. 50 000 RM 
Kapital C. 110 000 RM 

520 000 RM 520 000 RM 


Die Vermögensauflöſungsquoten find zwiſchen A, B und C 
im Verhältnis 2:1: 2 feſtgelegt; die Grundſtücke find an A 
aber zum Buchwert herauszugeben. 
Vermögensaufſtellung am Bl. Dezember 1939, 
die der Einheitswertfeſtſtellung zugrunde liegt: 


Grundſtücke 180 000 RM Schulden . 250 000 RM 
Sonſtige Reinvermögen 335 000 RM 
Beſitzpoſten 405 000 RM 


585 000 RM 585 000 RM 
——ů—5ðrʒi3 —— — Fs 
Von dem Mehrvermögen laut Einheitswert = 55000 RM 
ſtehen dem Geſellſchafter A 80 000 RM (Mehrwert der Grund» 
ftüdel) zu. Nach dieſer Zuweiſung ergibt ſich ein aufzuteilen⸗ 
der Fehlbetrag von 25 000 RM. Davon entfallen auf A: ¼ 
= 10000 RM. B: ¼ = 5000 RM und C: / = 10000 RM. 

Der Einheitswert von 335 000 RM iſt alſo wie folgt auf⸗ 
zuteilen: 

A: 120000 ＋ 80 000 — 10 000 

VB: 50000 + — — 5000 

C: 110000 + — — 10000 


= 190 00 RM 
= 45000 AM 
== 100000 RM 


335 000 RM 


8. Beſonderheiten bei der Verteilung des Betriebsvermögens 

einer Kommanditgeſellſchaft 

Für die Verteilung des Auflöſungsſchlußvermögens einer 
Kommanditgeſellſchaft gelten 8 161 Abſ. 2 HGB gemäß die 
gleichen Vorſchriften wie für die Offene Handelsgeſellſchaft. 
Der Kommanditiſt haftet nur mit ſeiner Vermögensein⸗ 
lage, d. h. er kann in dem ungünſtigſten Fall nur dieſen 
Betrag verlieren, wenn er die Einlage voll geleiſtet hat. 
Sonſt muß er unter Umſtänden noch für die rückſtändigen 
Einlagebeträge einſtehen. Daraus ergibt ſich, daß er bei 
Volleinzahlung nach der Auflöſung der Geſellſchaft 
niemals eine Ausgleichsſchuld gegenüber den anderen Ge⸗ 
ſellſchaftern haben kann; wohl aber kann er ſelbſt in be⸗ 
ſtimmten Fällen Ausgleichsforderungen gegen die Komple⸗ 
mentäre erheben. 


Nach § 168 HGB gilt — wenn nichts anderes verein ⸗ 


bart iſt — bei der Kommanditgeſellſchaft für die Ge⸗ 
winn verteilung (nach Abzug des Zinsvoraus) und 
für die Verluſtumlegung eine Verteilung, die „ein 
den Umſtänden nach angemeſſenes Verhält⸗ 
nis der Anteile“ berückſichtigt. Dieſe reichlich unbe⸗ 
ſtimmte Vorſchrift hat dazu geführt, daß in den Geſellſchafts⸗ 
verträgen faſt immer genaue Beſtimmungen über die Ge⸗ 
winn⸗ und Verluſtverteilung und über die Verteilung des 
Auflöſungsvermögens enthalten ſind. 

Wenn daher auch für die Verteilung des Einheits⸗ 
wertvermögens einer Kommanditgeſellſchaft allgemein die 
gleichen Grundſätze wie bei der Offenen Handelsgeſellſchaft 
anzuwenden ſind, ſo ergibt ſich aus der Tatſache der Teil⸗ 
haftung der Kommanditiſten mitunter doch eine Beſonder⸗ 
heit bei der Aufteilungsrechnung. 


Beiſpiel: 
Handelsbilanz einer Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft am 31. Dezember 1939 
Verſchiedene Verſchiedene 
Beſitzpoſten 1 750 000 RM Schulden . 180 000 RM 
Kapitalanteil Kapitalanteil 
des Voll⸗ des Voll⸗ 
hafters A 150 000 RM hafters B 720 000 RM 
Vollhafters C 860 000 RM 
Teilhafters D 380 000 RM 
Teilhafters E 10 000 RM 
1900 000 RM 


1 900 000 RM 


Die Beteiligungen am Gewinn und Verluſt und am Auf⸗ 
löſungserfolg betragen: 
A: 15 v. H., B: 45 v. H., C: 20 v. H., Di 15 v. H., E: 5 v. H. 
„Die Vermögensaufſtellung zur Einheitsbewertung für den 
gleichen Stichtag lautet: 


Verſchiedene T Verſchiedene 
Beſitzpoſten 1 885 000 RM Schulden 415 000 RM 
Betriebs- 
vermögen . 970 000 Re 
1385 000 NM 1 885 000 RM 
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Der Unterfchied zwiſchen dem Einheitswert und dem handels⸗ 
bilanzmäßigen Geſamtkapital (nach Ausgleich des negativen 
Kapitalanteils) beträgt minus 350000 RM. Hiervon würden 
nach dem Vertrag auf den Kommanditiſten E 5 v. H. 
= 17500 RM entfallen. Damit würde aber fein Kapital- 
anteil negativ (minus 7 500 RM) fein. E als Teilhafter kann 
aber nicht mehr als feinen Kapitalanteil, hier 10 000 NM, 
verlieren. Er hat daher von dem ganzen Fehlbetrag nur 
10 000 AM au tragen, die reſtlichen 340 000 RM find auf die 
übrigen Beteiligten wie folgt umzulegen: 
15 X 340000 X 100 


A: Fer r = 53690 RM (abgerundet) 
45 X 840 000 & 100 
mn | — — zı b t 
100 x 05 161040 RM (abgerundet) 
20 x 840000 & 100 
— Aa b 
100 x 05 71580 RM (abgerundet; 
15 & 340000 X 100 
— — — 90 b ) 
D 100 x 95 58 690 RM (abgerundet) 
840 000 RM 
Die Auseinanderſetzungsanteile betragen für: 
B: 720 000 — 161049 ..,. = 558 960 RM 


C: 360 000 — 71580 288 420 RM 


D: 380 000 — 58 690 = 826 310 RM 
E: 10 000 — 10 000 — O RM 
1 178 690 RW 

A: — 150 000 — 58 609 — 203690 AM 
1 320 000 650 000 970 000 RM 


Der Einheitswert des geſellſchaftlichen Betriebsvermögens iſt 
unter die Geſellſchafter B. C und D wie folgt aufzuteilen: 


58 960 970 000 
F 461 960 RM (abgerundet) 


1 173 690 
70 000 
. 238 370 RM (abgerundet) 
1 173 690 
. K 
1173 690 . 
zuſammen 970000 RM 
A ſchuldet als Ausgleich 
ern 97 000 RM 
an C . 50050 RM 
an D . 56 640 RM 


zuſammen 203 690 RM. 


Nachtrag. Nach Drucklegung des Aufſatzes ſind zwei 
Urteile des Reichsfinanzhofs veröffentlicht worden, in denen 
ausgeſprochen iſt, daß es nach dem Bewertungsrecht bei den 
Perſonengeſellſchaften im Verhältnis zu ihren Geſell⸗ 
ſchaftern in der Regel weder Darlehen noch Schulden 
gibt (RStBl 1940 S. 459 und 460). Die Zerlegung des 
Einheitswerts einer Perſonengeſellſchaft, wenn in ihrer 
Handelsbilanz ſolche Darlehen oder Schulden auftreten, iſt 
in ſinngemäßer Anwendung der oben beſchriebenen Ver⸗ 
teilungsgrundſätze vorzunehmen. 


Die steuerliche Behandlung der Warenrückvergütungen 
Von Obersteuerinspektor Henze, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Einführung,. 

. Die Warenrückvergütungen, 

„Die Abzugsfähigkeit der Warenrückvergütungen 
§ 5 Abſatz 1 gene 

.Der Mitgliederumſatz, 

. Der Nichtmitgliederumſatz, 

.Der Geſamtumſatz, 

. Die Berechnung § 5 Abſatz 1 gemäß, 
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1. Einführung 


Es find der Verordnung vom 8. Dezember 1939, RStBl 
1939 S. 1189, für die Beſteuerung der Erwerbs- und Wirt⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaften die beiden folgenden Grundſätze zu 
entnehmen: 


1. Es gibt nur noch ein einheitliches Einkommen, den 
gewerblichen Gewinn; 

2. Die ſteuerliche Behandlung der Warenrückvergü⸗ 
tungen iſt durch $ 5 der Verordnung einheitlich 
geregelt. 


Es iſt für die Körperſchaftſteuerpflicht der Genoſſen⸗ 
ſchaften bis zum Ablauf des Jahrs 1938 von Bedeutung 
geweſen, ob ſich der Geſchäftsbetrieb auf den Kreis der 
Mitglieder beſchränkt hat. Iſt dies der Fall geweſen, 
ſo iſt die Genoſſenſchaft nur mit den Einkünften aus Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft, aus Vermietung und Verpachtung und 
aus Kapitalvermögen ſteuerpflichtig geweſen. 

Das Einkommen iſt alſo in dieſem Fall nach Einkunfts⸗ 
arten aufgeteilt worden. Dieſe Aufteilung ſtellt eine 
Ausnahme dar, weil für Körperſchaftſteuerpflichtige, die 
handelsrechtlich zu ordnungsmäßiger Buchführung verpflich- 
tet find, alle Einkünfte als gewerbliche Ein⸗ 
künfte gelten. Genoſſenſchaften ſind § 17 Abſatz 2 des 
Genoſſenſchaftsgeſetes gemäß zu ordnungsmäßiger Buch⸗ 
führung verpflichtet. 

Die Verordnung vom 8. Dezember 1939 beſeitigt die 
Ausnahme und ſetzt auch für Genoſſenſchaften das ein ⸗ 
heitliche Einkommen, den gewerblichen Gewinn, 
feſt. Eine Aufteilung nach Einkunftsarten kommt in keinem 
Fall mehr in Betracht. 

Es iſt $ 7 KStG gemäß für die Ermittlung des Ein⸗ 
kommens ohne Bedeutung, ob das Einkommen ver⸗ 
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.Die Einſchränkung des Abzugs $ 5 Abſatz 2 gemäß, 

9. Ausgeſchüttete Gewinnanteile, 

10. Eigenkapital, 

11. Die Berechnung $ 5 Abſatz 2 gemäß, 

12. Warenrückvergütungen in Verluſtjahren, 

13. Der Steuerabzug vom Kapitalertrag, 

14. Die Warenrückvergütungen beim Gewerbeertrag, 

15. Die Warenrückvergütungen bei Verbrauchergenoſſenſchaften. 


teilt wird. Ein verteilter Gewinn unterliegt bei der Ge⸗ 
noſſenſchaft der Körperſchaftſteuer und danach bei dem ein⸗ 
zelnen Genoſſen der Einkommenſteuer. 1 
Die Genoſſenſchaften ſchütten ihre Überſchüſſe ebenſo 
wie die Kapitalgeſellſchaften als Kapitaldividende 
aus, und zwar nach dem Verhältnis der auf die Geſchäfts⸗ 
anteile geleiſteten Einzahlungen. Das Genoſſenſchaftsgeſetz 
(8 19 Abſatz 2) gibt aber auch das Recht, den Gewinn nach 
einem anderen Maßſtab zu verteilen. Es iſt dann 
in den Satzungen beſtimmt, daß ein Teil des Gewinns den 
Rücklagen zugewieſen und der Reſt auf die Mitglieder nach 
Maßgabe der mit der Genoſſenſchaft erzielten Umſätze ver⸗ 
teilt werden ſoll. 
Die Erübrigungen einer Genoſſenſchaft können demge⸗ 
mäß wie folgt verwendet werden: > 
1. als bare Dividende 2 die eingezahlten Geſchäftsan⸗ 
teile (Geſchäftsguthaben) ) Br 

2. zur Auffüllung der noch nicht voll einbezahlten Ge⸗ 
ſchäftsanteile; 

3. zu Rücklagezwecken: l 

4. zu Rückvergütungen (Kundengewinn). 

Echte Gewinnverwendung und volle Beſteuerung iſt 
gegeben, ſoweit der Gewinn als Dividende ausgeſchüttet 
wird oder zur Auffüllung nichtein bezahlter 
Geſchäftsanteile oder für Rücklagen verwendet 
wird. 

Die Rückvergütungen werden nicht nach der Höhe 
der Anteile, ſondern nach dem Um ſatz ausgeſchüttet. 


2. Die Warenrückvergütungen 


Warenrückvergütungen werden in der Regel nur von 
Genoſſenſchaften gewährt. Genoſſenſchaften verfolgen das 
Ziel, den Erwerbsberuf und die Wirtſchaft des einzelnen 
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Genoſſen zu fördern. Dazu gehört auch, daß die Waren an 
die Mitglieder möglichſt billig abgegeben werden. Es wird 
dadurch erreicht, daß den Genoſſen ein Preisnachlaß ge⸗ 
währt wird. r 

Die Genoſſenſchaften gewähren den Preisnachlaß in der 
Regel erſt nachträglich in Form einer Warenrück⸗ 
vergütung. Es wird den Genoſſen nach Ablauf des 
Wirtſchaftsjahrs ein Teil der von ihnen im Laufe des Jahrs 
gezahlten Kaufpreisgelder erſtattet. 7 > 

Es werden jedoch an Stelle von Warenrückvergütungen 
auch Nachzahlungen gewährt. Das iſt dann der Fall, 
wenn die Mitglieder der Genoſſenſchaft Lieferungen oder 
Leiſtungen an die Genoſſenſchaft ausführen. Es werden 
auch von der Genoſſenſchaft Rückzahlungen gewährt, 
wenn die Genoſſenſchaft zu hohe Unkoſtenbeiträge erhoben hat. 

Nachzahlungen und Rückzahlungen ſind den Warenrück⸗ 
vergütungen gleichzuſtellen. a 

Der Anſpruch des einzelnen Genoſſen auf die Waren⸗ 
rückvergütungen kann auf verſchiedene Weiſe entitehen: _ 

Der einfachſte Weg iſt, daß der Anſpruch in 
der Satzung der Genoſſenſchaft feſtgelegt 
wird. Es beſtehen gegen dieſe Feſtſtellung des Rechtsan⸗ 
ſpruchs jedoch oft Bedenken, weil die Warenrückvergütung 
auch in feſtgelegter Höhe gezahlt werden muß, wenn das 
tatſächliche Ergebnis des Geſchäftsbetriebs der Genoſſen⸗ 
ſchaft eine Rückvergütung nicht zuläßt, z. B. weil mit Ver⸗ 
luſt abgeſchloſſen worden iſt. 

Die Höhe der Rückvergütungen kann den zu erwarten⸗ 
den Geſchäftsergebniſſen beſſer angepaßt werden, wenn der 
Anſpruch auf die Warenrückvergütung ver⸗ 
traglich in kürzeren Zeitabſchnitten im 
voraus durch Beſchluß des Vorſtands der 
Genoſſenſchaft feſtgelegt wird. 

Die Höhe der Warenrückvergütung des einzelnen 
Jahrs wird jedoch nur dann von dem Geſchäftsergebnis des 
betreffenden Jahrs abhängig gemacht, wenn die Waren 
rückvergütung in der Mitgliederverſamm⸗ 
lung beſchloſſen wird, die den Jahresüber⸗ 
ſchuß verteilt. 

Die Warenrückvergütungen ſind bis zum Ablauf des 
Jahrs 1938 bei den einzelnen Steuern nicht einheitlich be- 
handelt worden. Sie find teils voll beſteuert und teils auch 
nur in beſtimmter Höhe beſteuert worden. Sie find als ver⸗ 
deckte Gewinnausſchüttungen angeſehen worden, ihre Be⸗ 
ſteuerung iſt aber auch als Kundengewinn beſonders ge⸗ 
regelt geweſen. Die Beſteuerung hat ſich auch danach ge⸗ 
richtet, ob die Genoſſenſchaft ihren Geſchäftsbetrieb auf den 
Mitgliederkreis beſchränkt hat. 

Die Verordnung vom 8. Dezember 1939, deren Grund⸗ 
ſätze auch vom Gewerbeſteuerrecht übernommen find, ge⸗ 
währleiſtet nun die einheitliche Behandlung der 
Warenrückvergütungen. Die Grundſätze des 3 © Det 
Verordnung gelten ſowohl für die Ergebnisbeſteuerung 
wie auch für den Anſatz als Mindeſteinkommen bei der 
Körperſchaftſteuer, für den Steuerabzug vom Kapitalertrag 
und auch für den Gewerbeertrag. Es gibt für alle dieſe 
Fälle nur die Berechnung § 5 der Verordnung gemäß. Es 
iſt dadurch eine weſentliche Vereinfachung geſchaffen. 

Die Vorteile, die die Genoſſen durch ihre Beteiligung 
an der Genaoſſenſchaft erzielen, ſind dem Genoſſenſchaftsge⸗ 
danken gemäß nicht als Gewinne im kapitaliſtiſchen Sinn, 
ſondern als Erſparniſſe anzuſehen. 

$ 5 der Verordnung berückſichtigt dieſen Grundſatz des 
Genoſſenſchaftsgedankens. Die Warenrückvergütungen ſind 
an ſich abzugsfähig vom ſteuerpflichtigen Einkommen 
der Genoſſenſchaft. 

Es darf anderſeits der Genoſſenſchaft nicht überlaſſen 
bleiben, ihre Gewinne durch Warenrückvergütungen be⸗ 
liebig zu ſchmäler n. Es wäre zu dieſem Zweck immer 
feſtzuſtellen geweſen, ob die Höhe der Warenrückvergütung 
als angemeſſen anzuſehen iſt. Dieſe Feſtellung in den Ein- 
zelfällen wäre zu ſchwierig. $ 5 der Verordnung ſetzt des⸗ 
halb den Umfang der Abzugsfähigkeit für die Warenrück⸗ 
vergütungen feſt. N 8 a 

Es find $ 5 Abſatz 1 gemäß die Gewinnteile zu 
verſteuern, die aus Nichtmitgliedergeſchäften 
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herrühren. Wenn eine Genoſſenſchaft ſelbſt an dem Genoſ⸗ 
ſenſchaftsgedanken nicht feſthält, ſondern auch Nichtmitglie⸗ 
der an ihrem Geſchäftsbetrieb beteiligt, betätigt ſie ſich 
inſoweit wie jedes andere wirtſchaftliche Un⸗ 
ternehmen. 

Es entſpricht dem Grundſatz der Gleich mäßig⸗ 
keit der Beſteuerung, wenn die Gewinne der Ge⸗ 
noſſenſchaft aus dem Nichtmitgliedergeſchäft der Beſteue⸗ 
rung unterworfen werden. 

§ 5 Abſatz 2 der Verordnung fordert außerdem die 
Verſteuerung einer angemeſſenen Verzinſung des Ei⸗ 
genkapitals. Wenn die ausgeſchüttete Dividende den Betrag 
einer angemeſſenen Verzinſung des Eigenkapitals nicht 
erreicht, find inſoweit die Warenrückvergütungen nicht 
abzugsfähig. 


3. Die Abzugsfähigkeit der Warenrückvergütungen 8 5 
Abſatz 1 gemäß 

„Die Abzugsfähigkeit der Warenrückvergütungen beruht, 
wie ſchon ausgeführt, auf dem Gedanken, daß die Waren⸗ 
rückvergütungen nicht Gewinne im eigentlichen Sinn, 
ſondern Erſparniſſe bedeuten. Gewinne, die eine Ge⸗ 
noſſenſchaft aus der Geſchäftsbeteiligung von Nichtmit⸗ 
gliedern oder aus anderen Geſchäften erzielt, 
kommen jedoch auch den Genoſſen zugute. Sie ermöglichen 
eine höhere Warenrückvergütung. 

Es hätte demnach feſtgeſtellt werden müſſen, in wel⸗ 
cher Höhe in den Warenrückvergütungen auch Gewinne 
aus ichtmitgliedergeſchäften oder Gewinne 
anderer Art enthalten ſind. Dieſe Feſtſtellung wäre 
kaum möglich geweſen. Die Verordnung geht deshalb von 
dem Verhältnis aus, in dem die Umſätze mit Mitglie⸗ 
dern zum Geſamtumſatz ſtehen. In dieſer Höhe nur 
ſind die Warenrückvergütungen 8 5 Abſatz 1 gemäß abzugs⸗ 


fähig. 

8 5 Abſatz 1 gemäß ift ſtets von dem Verhältnis des 
Umſatzes mit Mitgliedern zum Geſamtumſatz auszugehen. 
Es iſt nicht zuläſſig, den Gewinn aus Nichtmitglieder⸗ 
geſchäften geſondert zu berechnen. Dies würde in der 
Praxis nur neue Streitpunkte hervorrufen. Das Um ſatz⸗ 
verhältnis darf deshalb nur die Grundlage für die 
Abzugsfähigkeit abgeben. 

Es ſind für die Berechnung § 5 Abſatz 1 gemäß drei 
Rechnungsgrößen erforderlich: 

1. die Höhe der Warenrückpergütungen; 
2. die Höhe des Mitgliederumſatzes; 
3. die Höhe des Geſamtumſatzes. 


Die Höhe der Warenrückvergütung ſetzt die Genoſſen⸗ 
ſchaft feſt. 9 
Was iſt Mitgliederumſatz? 


4. Der Mitgliederumſatz 


Der Mitgliederumſatz iſt deshalb Ausgangspunkt, weil 
die Genoſſenſchaften Warenrückvergütungen grundſätzlich 
nur an Mitglieder gewähren dürfen. Der Berechnung der 
Warenrückvergütung wird auch von der Genoſsenſchaff der 
Umſatz der Mitglieder mit der Genoſſenſchaft zugrunde ge- 
legt. Die Umſätze der Mitglieder werden teils aus den er⸗ 
haltenen Sparmarken, teils aus den Eintragungen in Kon⸗ 
ten oder in beſonderen Heften. die die Mitg ieder beim ein⸗ 
zelnen Geſchäft vorlegen, feſtgeſtellt. Die Summe der Um- 
ſätze, die bei der Berechnung der Warenrückvergütungen 
von der Genoſſenſchaft zugrunde gelegt worden ſind, iſt der 
ai e im Sinn des § 5 Abſatz 1 der Verord- 

Mitglieder find nur die Perſonen, die in der Ge⸗ 
noſſenſchaftsliſte beim Regiſtergericht als Genoſſen 
eingetragen find. Es iſt erforderlich, daß die Mit⸗ 
gliedſchaft während der ganzen Zeit beſtanden hat, in 
der die Genoſſenſchaft das betreffende Mitglied am Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb beteiligt hat. Umſätze vor de nach der 
Mitgliedſchaft können nicht als Mitgliedergeſchäfte ange⸗ 
ſehen werden, es ſei denn, daß die Anmeldung des Mit⸗ 
glieds dem Gericht zur Eintragung in die Genoſſenliſte be⸗ 
reits eingereicht iſt (Hinweis auf RF ⸗Urteil vom 17. Ja⸗ 
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nuar 1934 — 14A 39 —, RStBI 1934 S. 616, und vom 
8. Dezember 1936 — TA 126 —, RStBl 1937 S. 341). 

Es entſteht die Frage, ob diemittelbare Teilnahme 
von Nichtmitgliedern ſchädlich iſt für den Abzug der Waren⸗ 
rückvergütungen. Es gehören dazu die Fälle, in denen eine 
juriſtiſche Perſon oder eine andere Mehrheit 
von Perſonen Mitglied der Genoſſenſchaft iſt und 
Waren bezieht, die dann oft an Perſonen weitergegeben 
werden, die der Genoſſenſchaft fernſtehen. 

Dieſe Frage hat auch nach dem bisherigen Kör⸗ 
perſchaftſteuerrecht, und zwar für die Steuerpflicht der Ge⸗ 
noſſenſchaft, Bedeutung gehabt. Die Rechtſprechung hat in 
ſolchen Fällen die Steuerpflicht der Genoſſenſchaft grund ⸗ 
ſätzlich bejaht. Sie iſt dabei davon ausgegangen, daß die 
Beteiligung an einer Genoſſenſchaft die Wirtſchaft der Ge ⸗ 
noſſen erleichtern ſoll und nicht die fernitehender Per⸗ 


ſonen. 

Bei 8 5 Abſatz 1 der Verordnung handelt es ſich nun in 
den bezeichneten Fällen nur darum, in welcher Höhe Um- 
ſätze mit Mitgliedern zu rechnen find. 

Eine Nachprüfung des Umſatzes mit einem Mitglied, 
das eine juriſtiſche Perſon iſt, daraufhin, ob die bezogenen 
Waren auch Nichtmitgliedern zugute gekommen ſind und in 
welchem Umfang, iſt nicht vorzunehmen. Sie wäre auch zu 
ſchwierig. Nur wenn feſtſteht, daß der Genoſſe zur 
eigenen Verwendung der bezogenen Waren nicht in der 
Lage iſt, z. B. wenn der Genoſſe nur als Strohmann 
dient, wird der geſamte Umſatz als Nichtmitgliederumſatz 
anzuſehen ſein. 

Wie iſt zu verfahren, wenn eine Genoſſenſchaft Waren⸗ 
rückbergütungen auch an Nichtmitglieder gewährt, 
obwohl es grundſätzlich nicht zuläſſig iſt? 

§ 5 der Verordnung handelt nur von Warenrückvergü⸗ 
tungen, die von der Genoſſenſchaft Mitgliedern ge 
währt werden. Wenn aber dieſe Beſtimmung die Abzugs⸗ 
fähigkeit der den Mitgliedern gewährten Warenrüdvergü- 
tungen ganz oder zum Teil anerkennt, darf daraus nicht 
gefolgert werden, daß die Warenrückvergütungen, die 
Nichtmitgliedern gewährt werden, dann nicht ab⸗ 
zug sfähig find. 

Die Warenrückvergütung, die Nichtmitglieder 
erhalten, ſtellt ebenfalls einen Preis nachlaß dar und 
mindert die Einnahmen und den Gewinn der Genoſſenſchaft. 
Es iſt nicht zweifelhaft, daß bei jedem anderen Unter⸗ 
nehmen ein folder Preisnachlaß vom Gewinn ab ⸗ 
zugsfähig iſt. Es liegt kein Anlaß vor, bei der Ge⸗ 
noſſenſchaft die Abzugsfähigkeit nicht zuzulaſſen. Die 
Warenrückvergütungen, die Nichtmitgliedern ge⸗ 
währt werden, find alſo voll abzugsfähig. Es iſt da⸗ 
bei gleichgültig, ob die Warenrückvergütungen den Nicht⸗ 
mitgliedern in gleicher Höhe oder in geringerem Umfang 
gewährt werden. 


5. Der Nichtmitgliederumſatz 


Der Nichtmitgliederumſatz beſteht in dem Unter ⸗ 
ſchied zwiſchen Geſamtumſatz und Mitglie: 
derumſatz. Es iſt weder geſondert feſtzuſtellen noch 
nachzuweiſen. 

Einwendungen gegen dieſe Berechnungsart können nicht 
erhoben werden. Die Genoſſenſchaft kann n icht einwenden, 
daß der Nichtmitgliederumſatz einen Gewinn erbracht hat. 
Das Finanzamt anderſeits kann von der bezeichneten Be⸗ 
rechnung ni ch t abgehen, weil nach ſeiner Anſicht durch das 
Nichtmitgliedergeſchäft höhere Gewinne erzielt wor— 
den ſind. 

Was vom Geſamtumſatz n icht Mitgliederum⸗ 
ſatz iſt, gilt als Nichtmitgliederumſatz. Es iſt gleichgültig, 
welcher Art die anderen Umſätze ſind. Es iſt auch belanglos, 
wer als Nichtmitglied im einzelnen in Betracht gekommen 
iſt. Streitfragen, daß Nichtmitgliedergeſchäfte nur ein ⸗ 
malig oder laufend, freiwillig oder aus zwin ⸗ 
genden Gründen, geringfügig oder in 
großem Umfang getätigt worden ſind, brauchen n icht 
mehr gelöſt zu werden. Es können aus ſolchen Gründen 
auch nicht Billigkeitsmaßnahmen § 131 AO gemäß bean⸗ 
ſprucht werden. 
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6. Der Geſamtumſatz 


Was iſt als Geſamtumſattz anzuſehen? 

Eine beſondere Ermittlung des Geſamtumſatzes 
muß grundſätzlich vermieden werden. Die Feſtſtellung iſt 
deshalb in Anlehnung an die Beſtimmungen des Umſatz⸗ 
ſteuergeſetzes zu treffen. Geſamtumſatz iſt die Summe der 
bei der Umſatzſteuerveranlagung zugrunde ge⸗ 
legten ſteuerpflichtigen und ſteuerfreien 
Um ſätze. 

Die Veranlagung der Umſatzſteuer findet ſtets nach dem 
Kalender jahr ſtatt. Es ergeben ſich Schwierigkeiten 
nicht, wenn das Wirtſchaftsjahr der Genoſſenſchaft 
mit dem Kalenderjahr übereinſtimmt. Wenn 
jedoch die Genoſſenſchaft ein Wirtſchaftsjahr führt, das vom 
Kalenderjahr abweicht, muß die Feſtſtellung des 
Geſamtumſatzes für das Wirtſchaftsjahr beſonders vor⸗ 
genommen werden. 

Es muß bei der Berechnung des Abzugs $ 5 Abſatz 1 
gemäß der Gefamtumfa für den gleichen Zeitraum zu- 
grunde gelegt werden, deſſen Gewinn zur Körper ⸗ 
ſchaftſteuer veranlagt wird. Wenn in einem Ver⸗ 
anlagungszeitraum bei der Körperſchaftſteuerveranlagung 
zwei Wirtſchaftsjahre (ein volles Wirtſchaftsjahr und ein 
Rumpfwirtſchaftsjahr) zum Anſatz kommen oder nur ein 
(kürzeres) Rumpf wirtſchaftsjahr angeſetzt wird, müſſen 
alſo auch die Umſätze für die gleichen Zeiträume der Be⸗ 
rechnung 8 5 Abſatz 1 gemäß zugrunde gelegt werden. 

Die Schwierigkeiten der beſonderen Feſtſtellung des 
Geſamtumſatzes in dieſen Fällen werden ſo groß ſein, weil 
die Feftftellungen auf Grund der Veranlagungen ge 
troffen werden können, und weil auch die Genoſſenſchaft die 
erforderlichen Unterlagen leicht beſchaffen kann. 

Wenn eine Genoſſenſchaft ihren Geſchäftsbetrieb nur 
auf den Kreis ihrer Mitglieder beſchränkt, kann trotzdem 
§ 5 Abſatz 1 zur Anwendung kommen. Die Genoſſenſchaft 
kann Umſätze aus Hilfsgeſchäften haben, z. B. aus 
dem Verkauf von Einrichtungsgegenſtänden oder eines 
Grundſtücks, aus Lohnfuhren uſw. 

Die Umſätze aus den Hilfsgeſchäften find im Geſamt⸗ 
umſatz enthalten. Die Warenrückvergütungen, die ſich nach 
dem Verhältnis dieſer Umſätze zum Geſamtumſatz ergeben, 
ſind nicht abzugsfähig. 

Eine Anderung der Umſatzſteuerveranlagung, 3. B. 
infolge einer Betriebsprüfung, kann künftig auch eine Be⸗ 
richtigung der Körperſchaftſteuerveran⸗ 
lagung nach ſich ziehen, wenn ſich nach der Berichtigung 
des Umſatzes auch die Berechnung der abzugsfähigen 
Warenrückvergütung ändert. 


7. Die Berechnung § 5 Abſatz 1 gemäß 


8 5 Abſatz 1 der Verordnung legt feſt, in welchem Um⸗ 
fang die Warenrückvergütungen abzugsfähig ſind. Die 
Genoſſenſchaften erklären jedoch meiſt den Gewinn, der ſich 
bereits nach Abzug der Warenrückvergütungen ergibt. 
Es wird dann alſo in der Praxis darauf ankommen, den 
nichtabzugsfähigen Teil der Warenrüdbergütungen 
zu errechnen und dem erklärten Gewinn wieder zuzu⸗ 
ſetzen. 

Beiſpiel: 
Die Genoſſenſchaft erklärt einen Gewinn in Höhe von 
8000 RM. Es find davon bereits Warenrückvergütungen 
abgeſetzt 
mit „ , eee eee . 
Es ſollen betragen: 

der Geſamtumſatz 500 000 RM, 

der Mitgliederumſatz . . 400000 RM. 

dann beträgt der Umſatz mit 

Nichtmitgliedern 100 000 RM. 


Es kann errechnet werden: 
u) der nichtabzugs fähige 


Teil nach der Rechnung 
100 000. 4 000 
500 000 
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Er beträgt 800 RM und kann dem Ge⸗ 


DIT ee e l 800 RM 
zugeſetzt werden, 
oder 
b) der abzugsfähige Teil nach der Rech⸗ 
400 000 - 4 000. 
— d 200 . 
ung 500 000 Er beträgt 8 RM 
es ſind aber abgeſetzt 4 000 RM, 
alſo ſind dem Gewinn zuzuſetzen 800 NM. 
„Wenn jedoch die Genoſſenſchaft den vollen 
Winged don ; . 7 000 RM 
erklärt, iſt der abzugsfähige Teil der Waren⸗ 
rüdvergütungen mit — oben bbb 8 200 RM 
abzuſetzen. 


8. Die Einſchränkung des Abzugs $ 5 Abſatz 2 gemäß 


„Der Abzug der Warenrückvergütungen wird einge ⸗ 
ſchränkt durch die Beſtimmungen des Abſatzes 2. Die Ein⸗ 
ſchränkung des Abſatzes 2 tritt neben die des Abſatzes 1. 

In den Warenrückvergütungen wird in ſoweit eine 
Gewinnausſchüttung erblickt, als der Geſamtbetrag 
der ausgeſchütteten Gewinnanteile hinter einer ange⸗ 
meſſenen Verzinſung des Eigenkapitals der Genoſſen⸗ 
ſchaft 8 urückbleibt. Der RdF-Erlaß vom 11. Dezember 
1939 8 2515 — 300 III hat als angemeſſene Verzinſung des 
Eigenkapitals den Satz von 5 vom Hundert bis auf weiteres 
feſtgelegt. 

Wenn der Geſamtbetrag der ausgeſchütteten Gewinn⸗ 
anteile die Verzinſung des Eigenkapitals in Höhe von 5 vom 
Hundert unterſchreitet, iſt um den Unterſchieds⸗ 
betrag der Abzug der Warenrückvergütungen 
zu kürzen. Iſt der Gewinn jedoch bereits um die vollen 
Warenrückvergütungen vermindert, tritt der Unterſchieds⸗ 
betrag zum ſteuerpflichtigen Gewinn hinzu. 


9. Ausgeſchüttete Gewinnanteile 


Welche Beträge ſind als ausgeſchüttete Gewinnanteile 
anzurechnen? 

Es werden in der Hauptſache immer die Gewinnanteile 
ſein, deren Verteilung die Genoſſenſchaft an die Mitglieder 
auf Grund der Geſchäftsanteile beſchließt. 

Art und Form der Ausſchüttungen ſind ohne Bedeu⸗ 
tung. Es iſt die Entſtehung des Anſpruchs maß⸗ 
gebend, nicht erſt die Tilgung des Anſpruchs. Es iſt auch 
belanglos, aus welchen Mitteln die Ausſchüttungen vorge⸗ 
nommen werden. 

Wenn bei der Veranlagung verdeckte Gewinn 
ausſchüttungen angeſetzt werden, ſo ſind dieſe auch 
bei Berechnung der abzugsfähigen Warenrückvergütungen 
anzurechnen. 


10. Eigenkapital 


8 5 Abſatz 2 gemäß werden nicht die Geſchäftsguthaben, 
ſondern das Eigenkapital der Genoſſenſchaft zugrunde 
gelegt. Eigenkapital iſt ein weitergehender Begriff 
und umfaßt die Geſchäftsguthaben mit. Der Rdg⸗Erlaß 
vom 11. Dezember 1939 8 2515 — 300 III bezeichnet als 
Eigenkapital die Geſchäftsguthaben der Genoſſen 
und die offenen Reſerven. 

Der ausſcheidende Genoſſe nimmt an dem Jahres⸗ 
ergebnis der Genoſſenſchaft, das ſeinem Ausſcheiden vor⸗ 
ausgeht, noch Anteil. Sein Geſchöftsguthaben gehört noch 
zum Eigenkapital. Die Geſchäftsguthaben der ausge⸗ 
ſchiedenen Genoſſen ſind dagegen Verbindlichkeiten. 
Der ausgeſchiedene Genoſſe hat einen vertraglichen An- 
ſpruch auf Auszahlung ſeines Guthabens. 

Offne Rücklagen find die Bilanzpoſten, die ebenſo 
wie die Geſchäftsguthaben bei Auflöſung der Genoſſenſchaft 
den Anſpruch der Genoſſen auf 1 des Vermögens 
umgrenzen. Es beſteht deshalb zwiſchen Geſchäftsguthaben 
und offnen Rücklagen wirtſchaftlich kein Unterſchied. 

Offne Rücklagen ſind die geſetzlichen Rücklagen 
(geſetzliche Reſerven) und die freien Rückla gen. 
Beide werden in der Regel aus dem Gewinn gebildet. 
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Stille Rücklagen dagegen gehören nicht zum Ei⸗ 
genkapital. Sie werden nicht aus dem Gewinn, ſondern 
meiſt durch Maßnahmen der Bewertung gebildet (Unter⸗ 
a von Beſitzpoſten oder Überbewertung von Schuld» 
poſten). 

Rückſtellungen ſind bereits beſtehende, nur ihrem 
Betrag nach noch nicht feſtgeſtellte Schulden oder in ihrer 
Höhe noch nicht feſtſtehende Verluſte. Sie ſind echte 
Schuldpoſten. Rückſtellungen ſind alſo nicht zum Eigen⸗ 
kapital zu rechnen. 

Auch Wertberichtigungspoſten (3. B. Delfre- 
dere), Rechnungsabgrenzungspoſten ſind nicht 
Eigenkapital. 

Soweit über die Hinzurechnung einzelner Poſten zum 
Eigenkapital Zweifel entſtehen, find fie nach ſteuerrecht⸗ 
lichen Grundſätzen, nicht nach handelsrechtlichen Grund- 
ſätzen zu entſcheiden. 

Es iſt bei der Feſtſtellung des Eigenkapitals von der 
Steuerbilanz am Schluß des Wirtſchaftsjahrs auszugehen, 
das der Körperſchaftſteuerveranlagung zugrunde liegt. Wenn 
in einem Veranlagungszeitraum zwei Wirtſchafts⸗ 
jahre enden, iſt nur die Steuerbilanz des ſpäter end⸗ 
enden Wirtſchaftsjahrs maßgebend. Der Gewinn der beiden 
Wirtſchaftsjahre wird als Einheit bei der Körperſchaft⸗ 
ſteuerveranlagung angeſetzt, deshalb kann auch im Fall des 
F 5 Abſatz 2 der Verordnung nur die letzte Steuerbilanz 
im Veranlagungszeitraum die Grundlage für das Eigen 
kapital geben. 


11. Die Berechnung § 5 Abſatz 2 gemäß 
Es müſſen für die Berechnung § 5 Abſatz 2 gemäß feſt⸗ 
geſtellt werden: 
1. der Geſamtbetrag der 
winnanteile und 
2. der Betrag der angemeſſenen Verzinſung mit 
5 v. H. des Eigenkapitals (Geſchäftsguthaben zuzüglich 
offne Reſerven). 
Eine Kürzung des Abzugs der Warenrückvergütung 
kommt nur in Betracht, wenn die angemeſſene Verzinſung 
den Geſamtbetrag der Ausſchüttungen überſteigt. 


Beiſpiel: 

Eine Genoſſenſchaft hat in ihrer Bilanz ausgewieſen die 
Geſchäftsguthaben mite 40 000 RM, 
die offnen Rücklagen mit 5 000 RM, 
uo Sig tgl. ar 45 000 RM. 


Die Genoſſenſchaft ſchüttet 4 v. H. Dividende auf die Ge⸗ 
ſchäftsguthaben aus, alſo 1600 RM. 


Die angemeſſene Verzinſung beträgt 5 v. H. 


ausgeſchütteten Ge⸗ 


vom Eigenkapital (45 000 aM)) 2 250 RM,. 
aüsgeſchültet id 0 1600 AM, 
der Abzugs der Warenrückvergütungen iſt dem⸗ 

nach § 5 Abſatz 2 gemäß um 650 RM 


zu vermindern. 

Wenn der erklärte Gewinn bereits um die vollen Waren⸗ 
rückvergütungen gekürzt iſt, tft der Betrag von 650 RM zum 
Gewinn hinzuzurechnen. g 

Der Abzug der Warenrückvergütungen wird durch 8 5 
Abſatz 2 eingeſchränkt, wenn eine angemeſſene Verzinſung 
des Eigenkapitals nicht vorliegt. Dies gilt auch, wenn in 
einem Jahr die Genoſſenſchaft zwar Warenrückvergütungen 
gewährt, aber eine Dividende überhaupt nicht 
ausſchüttet. 


Beiſpiel: 
e e chef weiſt die Geſchäftsgut⸗ 


Haben ii u . nene 50 000 NM 
und die offnen Rücklagen mit 10 00 RM 
aus. Das Eigenkapital beträgt danach.. . 60 000 RM. 


Sie ſchüttet eine Dividende nicht aus. 
Die angemeſſene Wie ag Sn Äe beträgt 5 b. H. 
bom Eigenkapital (60 000 RM), alſo 3 000 Kar. 
n dieſem Fall iſt der Abzug der Warenrückvergütungen 
66 AR 2 gemäß um 3000 AM zu kürzen. Diefer Betrag 
ift dem Gewinn zuzuſetzen, wenn die Warenrückvergütungen 
vom Gewinn bereits abgeſetzt ſind. 
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Es iſt ſchon darauf hingewieſen worden, daß als Aus⸗ 
ſchüttungen auch verdeckte Gewinnausſchüttun⸗ 
gen anzurechnen ſind. 


Beiſpiel: 

Eine Genoſſenſchaft, deren Geſchäftsguthaben 30 000 NM 
und deren Rücklagen . 10 000 RM 
betragen, ſchüttet eine Dividende von 4 v. H. aus. Das 
Finanzamt ſetzt bei der Gewinnfeſtſtellung außerdem ber: 
deckte Gewinnausſchüttungen in Höhe von 1500 RM an. 

Die angemeſſene Verzinſung beträgt 5 v. H. 
vom Eigenkapital (40 000 NM), alſo . . 2000 RM. 
Es find ausgeſchüttee . . 1200 RM, 7 
als verdeckte Gewinnausſchüttung an⸗ 
geſetzt m. b We er e ee 1500 N, 


zuſammen 2700 RM. 
Die Aus ſchüttung überſteigt in dieſem Fall die 


angemeſſene Verzinſung. Eine Kürzung des Abzugs der 
Warenrückvergütungen kommt demgemäß nicht in Betracht. 


12. Warenrückvergütungen in Verluſtjahren 


Warenrückvergütungen können auch gewährt werden, 
wenn das Geſchäftsjahr einen Ver lu ſt erbracht hat. 


Die Berechnung des Abzugs der Warenrückvergütungen 
f 5 der Verordnung gemäß wirkt ſich in Verluſtjahren wie 
olgt aus: . 


1. Der Bilanzverluſt wird vermindert; 


2. Die Einſchränkung des Abzugs § 5 gemäß kann bei dem 
Bilanzverluſt zu einem Gewinn führen; 


3. Wenn trotz der Einſchränkung des Abzugs § 5 gemäß 
ein Verluſt bleibt, wird die Höhe des Verluſtab⸗ 
zugs für das folgende Jahr gekürzt; 

4. Der Teil der Warenrückvergütungen, der § 5 gemäß 
nicht abzugsfähig ift, iſt $ 17 Ziffer 1 KStG gemäß 
beim Mindeſteinkommen anzuſetzen. 


Beiſpiel: 

Eine Genoſſenſchaft hat einen Ge amtumſatz von 
400 000 RM. Der Mitgliederumſatz beträgt 300000 RM, der 
Nichtmitgliederumſatz beträgt alſo 100 000 RM. Ihre Ge- 
ſchäftsguthaben betragen 40 000 RM, die offnen Reſerven 
10 000 RM. 


A. Die Genoſſenſchaft weiſt nach Abzug von 6000 RM Waren- 
rückvergütungen einen Verluſt von 3000 RM aus. Eine 
Dividende iſt nicht ausgeſchüttet worden. 


Steuerberechnung: 
Fee 
gekürzt um gezahlte Perſonen⸗ 
ſteherxmog neigte belsan 
Es ſind von den Warenrückver⸗ 
gütungen nicht abzugsfähig und 
deshalb vom Verluſt zu kürzen: 
§ 5 Abſatz 1gemäß nach 
6.000 - 100 000 


400 000 
§ 5 Abſatz 2 gemäß am 
gemeſſene Verzinſung 5 v. H. 
von 50 000 RM 2 500 RM = 5 000 RM. 
Es ergibt ſich ein ſteuerpflichtiges Einkommen 
von ee eee ee 2000 RM. 
B. Die Genoſſenſchaft weiſt nach Abzug von 6000 RM Waren⸗ 
bergütungen einen Verluſt von 5000 RM aus. Eine 
Dividende iſt nicht ausgeſchüttet worden. Es find Auf- 
ſichtsratsvergütungen in Höhe von 1000 RW 
gezahlt worden. 
Es ſind von den Warenrückvergütungen wie im Bei⸗ 
ſpiel A 4000 RM nicht abzugsfähig. 


8 000 RM, 
1000 RM. 


1500 RM, 


der Rechnung 


Der Verluſt von „5 000 RM 
ift zu kürzen um 
gezahlte Aufſichtsrats⸗ 
vergütungen 1000 RM, 
nichtabzugsfähige Waren⸗ 
rückvergütungen pr 4 000 RM, 


zuſammen 5000 RM. 
Der Verluſt iſt ausgeglichen. 


Es find § 17 KStG gemäß als Mindeſteinkom⸗ 
men anzuſetzen: 
a) Ausſchüttungen, der nichtabzugs⸗ 
fähige Teil der Warenrückvergütungen mit 4000 RM. 
ab 4 v. H. des Vermögens (50 000 RM) = 2000 RM, 


Reſt 2 000 RM, 
b) Aufſichtsratsvergütungen . 1000 RM, 


Mindeſteinkommen 8 000 RM. 


C. Die Genoſſenſchaft weiſt nach Abzug von 6 000 RM Waren⸗ 
rückvergütungen einen Verluſt von 7000 RM aus, Eine 
Dividende iſt nicht ausgeſchüttet worden. Es ſind von den 
Warenrückrergütungen wie im Beiſpiel A 4000 RM nicht 
abzugsfähig. 


Der Perluſt von 7000 RM 
iſt zu kürzen um 
gezahlte Perſonenſteuern . 1000 RM, 
nichtabzugsfähige Warenrück⸗ 
vergütungen . 4000 RM, 
zuſammen 5 000 RM. 
Es bleibt ein Verluſt von , „ede 


Dieſer Verluſt iſt bei der Veranlagung des folgenden 
Jahrs abzugsfähig. 

Berechnung des Mindeſtein kommens: 

Aus ſchüt tungen, der nichtabzugs⸗ 
fähige Teil der Warenrückvergütungen z 
ME, altern ONE, 
ab 4 v. H. des Vermögen (50 000 RM) = 2000 RM, 

Mindeſteinkommen 2000 RM. 


13. Der Steuerabzug vom Kapitalertrag 


Der Steuerabzug vom Kapitalertrag iſt u. a. auch von 

den Gewinnanteilen vorzunehmen, die auf Geſchäftsgut⸗ 
haben an Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften ent: 
fallen. Es entſteht die Frage, ob und in welchem Umfang 
die Warenrückvergütungen dem Steuerabzug vom 
Kapitalertrag unterliegen. 
Der Steuerabzug von Marenrüdbergütungen 
iſt nach dem bisherigen Recht voll vorzunehmen 
3 wenn die Genoſſenſchaft mit ihrem Geſchäfts⸗ 
etrieb über den Kreis der Mitglieder hinaus gegan⸗ 
gen ift. Bei Genoſſenſchaften mit beſchränktem Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb dagegen find die Warenrückvergütungen ni cht 
abzugspflichtig geweſen. 

Nach Inkrafttreten der Verordnung vom 8. Dezember 
1939 kommt es nicht mehr darauf an, ob ſich der Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb auf den Mitgliederkreis beſchränkt oder nicht. 
Es kann auch für den Steuerabzug vom Ka⸗ 
pitalertrag dieſe Frage nicht mehr aufgeworfen 
werden. 

Die Warenrückvergütungen gelten als Erſparniſſe 
der Genoſſen, ſoweit ſie nach den Beſtimmungen des $ 5 
bei der Körperperſchaftſteuer abzugsfähig ſind. Soweit 
ſie bei der Körperſchaftſteuer nicht abzugsfähig ſind, 
ſind ſie als Gewinnausſchüttungen zu behandeln. 

Dieſe Unterſcheidung gilt auch für den Steuer⸗ 
abzug vom Kapitalertrag. Der Steuerabzug 
iſt deshalb von den Warenrückvergütungen oder von dem 
Teil der Warenrückvergütungen vorzunehmen, die bei der 
Körperſchaftſteuer als Gewinnanteile be⸗ 
handelt werden und nicht abzugsfähig ſind. 

Die Genoſſenſchaft kann ſich den abzugspflichtigen 
Teil ſelbſterrechnen. Der ſteuerabzugspflichtige Teil 
ergibt ſich aus dem Verhältnis des bei der Körper⸗ 
ſchaftſteuer nichtabzugsfähigen Teils der 
Warenrückvergütungen zum Geſamtbetrag 
der Warenrückvergütungen. Dieſes Verhältnis iſt auch maß⸗ 
gebend für die Frage, von welchen Teil der einzelnen 
Ausſchüttung an den Genoſſen der Steuerabzug vorzu⸗ 
nehmen iſt. 


Beiſpiel: 


Eine Genoſſenſchaft gewährt eine Warenrückvergütung in 
Höhe von 6000 AM. 


8. 250 / Deutsche Steuer-Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29. Jahrg. / Nr. 21 


Bei der Körperſchaftſteuer find nicht abzugsfähig (are 
genommen) 

85 Abſatz 1 gemäß 

§5 Abſatz 2 gemäß 


1600 RM. 
400 RM. 


zuſammen alſo 2 000 RM. 

Es find demnach bon der Geſamtrückvergütung von 
6000 RM 2000 RM nicht abzugsfähig oder 88 ¼ v. H. 

Der Steuerabzug iſt demgemäß von 33¼ vom Hundert 


jeder einzelnen Warenrückvergütung zu be⸗ 
rechnen. 


Wenn ſich nachträglich die Höhe des abzugs⸗ 
oflichtigen Teils der Warenruͤckvergütung ändert, iſt 
eine Berichtigung des Steuerabzugs erforderlich. Dies 
wird der Fall ſein, wenn die Aufteilung der Waren⸗ 
rückvergütungen in abzugsfähige und nichtabzugsfähige 
Teile für die Körperſchaftſteuer nicht zutreffend vor⸗ 
genommen iſt und deshalb berichtigt wird. 

Wenn eine Genoſſenſchaft die Ausschüttung der Waren: 
rückbergütungen nicht nach Ablauf des Wirtſchafts⸗ 
jahrs. ſondern zum Teil bereits im Lau fe des Jahrs 
vornimmt, muß der Steuerabzug von dem Teil vo rläus 
fig berechnet werden. Die endgü ltige Berechnung 
kann erſt nach Ablauf des Wirtſchaftsjahrs 
vorgenommen werden und muß dann die gejamten 
Warenrückvergütungen des Jahrs umfaſſen. Es iſt bei 
der vorläufigen Berechnung von dem Hundertſatz des Vor⸗ 
jahrs auszugehen. 

Die Verordnung gilt rückwirkend für das Jahr 
1939. Der Steuerabzug iſt deshalb nach den neuen Be⸗ 
ſtimmungen bereits von allen Warenrückvergütunggen 
zu 16 die für das Jahr 1939 ausgeſchüttet 
werden. 

Genoſſenſchaften, die ein vom Kalenderjahr abwei⸗ 
chendes Wirtſchaftsjahr führen, werden oft die 
Warenrückvergütungen bereits im Laufe des Jahrs 
1939 ausgeſchüttet und den Steuerabzug nach den bis⸗ 
11 rigen Vorſchriften berechnet und abgeführt haben. 

enn Ausſchüttung und Abführung vor dem 31. Dezember 
1939 erfolgt find, wird auf eine Berichtigung des Steuer- 
abzugs zu verzichten ſein. Inſoweit wird § 131 AO anzu- 
wenden ſein. . 7 

Dies gilt jedoch nicht in den Fällen, in denen im Jahr 
1939 nur ein Teil der Warenrückvergütungen ausge- 
ſchüttet worden ift. In dieſen Fällen iſt der berechnete und 
abgeführte Steuerabzug als vo rläufiger zu behandeln. 


14. Die Warenrückvergütungen beim Gewerbeertrag 


Die Beſtimmungen in der Verordnung vom 8. Dezem- 
ber 1939 über die Neuregelung der Körperſchaftſteuer für 
die Genoſſenſchaften gelten ebenfalls bei Ermittlung 
des Gewerbeertrags ($ 8 der Dritten GewSt). 

Die Waren rückvergütungen find bei Ermitt⸗ 
lung des Gewerbeertrags in gleichem Umfang wie 
bei der Körperſchaftſteuer anzuſetzen. 

Gewerbeertrag iſt der Gewinn aus Gewerbe» 
betrieb, der nach den Vorſchriften des Einfommenfteuer- 
geſetzes und des Körperſchaftſteuergeſetzes zu ermitteln iſt, 
vermehrt um Hinzurechnungen (8 8 GewStG) und 
vermindert um Kürzungen ($ 9 GewSt). 


Beiſpiel: 
Eine Genoſſenſchaft hat einen Geſamtumſazz von 
400 000 RM. Der Mitgliederumſatz beträgt 300 000 RM. der 


Nichtmitgliederumſatz alſo 100 000 RM. 
Die Geſchäftsguthaben ſind mit 40 000 RM, die offnen 
Rücklagen mit 10 000 NM ausgewieſen. 


A. Die Genoſſenſchaft weiſt nach Abzug von 
6 000 RM Warenrückvergütungen einten Ge⸗ 


join von anne een AED 5 000 RM. 
aus. Es iſt eine Dividende von 4 v. H. auf die 
Geſchäftsguthaben ausgeſchüttet. Es ſind von 
den Warenrüdvergütungen nicht abzugsfähig 
8 5 Abſatz 1 gemäß nach der Rechnung 
8.000 100 000 R 
00000 „„ 1600 RM, 


28. Mal 1940 


85 Abſatz 2 gemäß 
angemeſſene Verzinſung 


5 b. H. von 50000 RM 2500 RM, 
ausgeſchüttete Dividende, 1600 RM = 900 RM. 
zuſammen 7 400 RM. 

Hinzurechnungen 8 8 GewSt gemäß — an⸗ 
genommen 500 RM. 
zuſammen 7900 RM. 

Kürzungen § 0 GewStch gemäß — an⸗ 
genommen — nn 1 200 RM. 
Gewerbeertrag 6 700 RM. 


— 
— 


. Die Genoſſenſchaft weiſt nach Abzug von 6 000 RM Waren⸗ 
rückvergütungen einen Verluſt von 8500 RM aus. Eine 
Dividende iſt nicht ausgeſchüttet. 


ſabt Es find von der Warenrückvergütung nicht abzugs⸗ 
ü 
95 Abſatz 1 gemäß nach der Rechnung 


6 000 - 100 000 1 500 RAR 
une u se RM, 

sd Abſatz 2 gemäß angemefjene Ver⸗ 
zinſung 5 v. H. von 50000 a. . 2500 RM, 
ergibt Gewinn 500 RM. 

Hinzurechnungen § 8 GewStch gemäß — ae 
genommen 500 RM, 
\ j zuſammen 1000 RM. 

Kürzungen $ 9 GewStch gemäß — an⸗ 
genommen 1 400 Re, 
Gewerbeverluſt 400 RM. 


Dieſer Gewerbeverluſt iſt bei der Veranlagung des 
folgenden Jahrs abzugsfähig. 


15. Warenrückvergütungen bei Verbrauchergeuoſſenſchaften 

Verbrauchergenoſſenſchaften ſind Genoſſenſchaften, die 
im geſchäftlichen Verkehr Waren des täglichen Bedarfs im 
Einzel verkauf an den letzten Verbraucher ver⸗ 
äußern. 

Verbrauchergenoſſenſchaften dürfen § 5 des Rabatt⸗ 
geſetzes vom 25. November 1933 (RGGBI 1 S. 1011) gemäß 
eine höhere Warenrückvergütung als 3 vom Hundert 
nicht gewähren. Sie ſind wegen der Höhe der Warenrück⸗ 
vergütungen denſelben Beſchränkungen unterworfen 
wie der Einzelhandel wegen des Rabatts. Es ſind 
deshalb die Warenrückvergütungen der Ver⸗ 
Enge n 1 1 “ 2 af . wie die Rabatte des 

i u behandeln, d. h. fie fi ähige Be⸗ 
riebanusgaben, 9. fie ſind abzugsfähige Be 

eſondere Vorausſetzung iſt jedoch, da 
Grund und Höhe der Warenrückvergütungen bel rn 
des Wirtſchaftsjahrs feſtſtehen, ſo daß der einzelne Genoſſe 
bei Bezug der Ware bereits einen genau bezeichneten 
Rechtsanſpruch auf die Warenrückvergütung hat. Es ge- 
nügt nicht, daß die Genoſſenſchaft nur auf § 5 des 
Rabattgeſetzes Bezug nimmt. Sie muß die Höhe der Waren 
rückvergütungen feſtgelegt haben, weil fie ja auch 
weniger als 3 vom Hundert rückgewähren kann. 

. Es folgt aus dieſen Grundſätzen, daß auf die Waren⸗ 
rüdvergütungen der Verbrauchergenoſſenſchaften die Be⸗ 
ſtimmungen des 8 5 Abſatz 1 und 2 der Verordnungen icht 
anzuwenden find. Die Warenrückvergütungen find ſtets 
voll abzugsfähig, wenn die beſondere Vorausſetzung ge⸗ 
geben iſt, d. h. wenn die Warenrückvergütung bei Beginn 
des Wirtſchaftsjahrs dem Grund und der Höhe nach genau 
feſtgelegt iſt. 

Dieſe Vorausſetzung kann jedoch von den Verbraucher- 
genoſſenſchaften für das Jahr 1939 nicht mehr ge⸗ 
ſchaffen werden. Der Rd§⸗Erlaß vom 11. Dezember 1939, 
S 2515 — 300 III, läßt die Beſeitigung von Härten zu, die 
aus der Rückwirkung der Verordnung auf 1939 ent⸗ 
iz Es wird deshalb bei der Veranlagung für 1939 die 
Warenrückvergütung der Verbrauchergenoſſenſchaften auch 
bei Nichtvorliegen der Vorausſetzung als 
Rabatt zu behandeln ſein. 

. Die Verbrauchergenoſſenſchaften müſſen aber die Vor⸗ 
ausſetzung für die Zukunft unverzüglich ſchaffen. 


eEiivdienrft-Nad9 ridten 


Steuerordnungswidrigkeit 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat in einem Runderlaß 
vom 4. Mai 1940 V 1597 — 3 11 Ausführungen über die Frage 
gemacht, inwieweit Verſtöße, die ſich gegen das Tabakſteuergeſetz 
und die Tabakſteuerdurchführungsbeſtimmungen richten, Steuer⸗ 
ordnungswidrigkeiten find. Es handelt ſich bei dieſem Runderlaß 
vor allem um die Abgrenzung zwiſchen den Steuerpflichtigen und 
den dritten Perſonen. Dieſe Abgrenzung iſt nicht nur für die⸗ 
jenigen Steuerordnungswidrigkeiten, die auf dem Gebiet des 
Tabakſteuerrechts begangen werden, ſondern für alle Steuer⸗ 
ordnungswidrigkeiten (alſo auch für die Steuerordnungswidrig⸗ 
keiten, die auf dem Gebiet der Beſitz- und Verxkehrſteuern be⸗ 
gangen werden) von Bedeutung. Staatsſekretär Reinhardt hat in 
der Deutſchen Steuer⸗Zeitung 1935 S. 345 und folgende grund⸗ 
ſätzliche Ausführungen über die Bedeutung des Begriffs „Steuer⸗ 
pflichtiger“ gemacht. Auf dieſen Ausführungen beruht der Rund⸗ 
erlaß vom 4. Mai 1940 V 1597 — 3 JI. Der Runderlaß lautet 
folgendermaßen: 


1. Allgemeines 


Steuerordnungswidrigkeit im Sinn des § 413 Abſatz 1 Ziffer 1 
der Reichsabgabenordnung kann grundſätzlich nur von einem 
Steuerpflichtigen, von anderen Perſonen grundſätzlich 

(das heißt: abgeſehen von den Fällen des § 413 Abſatz 1 
Ziffern 2 und 3 der Reichsabgabenordnung) 
nur bei Wahrnehmung der Angelegenheiten eines Steuerpflichtigen 
begangen werden. Die folgenden Ausführungen (Abſchnitte 2 
bis 6) dienen dazu, für das Gebiet der Tabakſteuer den Anwen⸗ 
dungsbereich des § 413 Abſatz 1 Ziffer 1 AO abzugrenzen. 


2. Dritte Perſonen 
Perſonen, die weder Steuerpflichtige ſind noch Angelegenheiten 
eines Steuerpflichtigen wahrnehmen, können grundſätzlich 
(das heißt: abgeſehen von den Fällen des § 413 Abſatz 1 
Ziffern 2 und 3 der Reichsabgabenordnung) 
nicht wegen Steuerordnungswidrigkeit beſtraft werden. 
Beiſpiel: 


Das Hauptzollamt (Zollamt) hat in einer Tabakſteuerſache 
eine Auskunftsperſon vorgeladen. Die Auskunftsperſon hat der 
Vorladung nicht Folge geleiſtet. Das Hauptzollamt kann gegen 
die Auskunftsperſon Zwangsmittel ($ 202 AO) anwenden. Die 
Auslunftsperſon hat aber dadurch, daß ſie der Vorladung nicht 
Folge geleiſtet hat, ſich nicht einer Steuerordnungswidrigkeit 
($ 418 AO) ſchuldig gemacht. 


B. Steuerſchuldner 


Wir bezeichnen als Steuerſchuldner diejenige Perſon, die eine 
Steuer als Selbſtſchuldner zu entrichten hat. Der Steuerſchuldner 
fällt (§ 97 Abſatz 1 AO gemäß) unter den Begriff Steuerpflichtiger. 
Er macht ſich, wenn er im übrigen den Tatbeſtand des § 413 
Abſatz 1 Ziffer 1 AO erfüllt, einer Steuerordnungswidrigkeit 
ſchuldig. 

Beiſpiel: 


„Die Herſteller von Tabakwaren find (den Tabakſteuerdurch⸗ 
führungsbeſtimmungen gemäß) zur Führung von Büchern ver⸗ 
pflichtet. Ein Herſteller erfüllt dieſe Verpflichtung nicht. Der 
Herſteller iſt Schuldner der Tabakſteuer. Er macht ſich dadurch, 
daß er die vorgeſchriebenen Bücher nicht führt, einer Steuer⸗ 
ordnungswidrigkeit (eines Vergehens gegen § 413 Abſatz 1 
Ziffer 1 AO) ſchuldig. 


4. Haftender (Haftpflichtiger) 

Haftender (Haftpflichtiger) iſt, wer für eine Steuer, die ein 
anderer ſchuldet, perſönlich einzuſtehen hat (perſönliche Haftung). 
Die perſönliche Steuerhaftung iſt eine zuſätzliche (akzeſſoriſche) 
Verpflichtung. Sie beſteht neben der Verpflichtung des Steuer⸗ 
ſchuldners. Der begriffliche Unterſchied zwiſchen Steuerſchuld und 
Steuerhaftung beſteht darin, daß der Steuerſchuldner Selbſt⸗ 
ſchuldner iſt und der Haftende (der Haftpflichtige) für die Steuer⸗ 
ſchuld eines anderen einſtehen muß. Der Ausdruck Steuer- 
pflichtiger iſt der Oberbegriff, der ſowohl den Steuerſchuldner (8 97 
Abſatz 1 AO) als auch den Haftenden (§ 97 Abſatz 2 AO) umfaßt. 
Nicht nur der Steuerſchuldner, ſondern auch der Haftende (der 
(Haftpflichtige) kann ſich einer Steuerordnungswidrigkeit (eines 
Vergehens gegen 8413 Abſatz 1 Ziffer 1 AO) ſchuldig machen. 
Beiſpiele: 

A. Ein Gewerbetreibender lein Kleinhändler) eröffnet ein Ge⸗ 
ſchäft, in dem er Kleinhandel mit Tabakwaren betreibt. Die 
Eröffnung eines ſolchen Geſchäfts muß ($ 121 Abſatz 1 der 
Tabakſteuerdurchführungsbeſtimmungen gemäß) der zuſtän⸗ 
digen Zollſtelle angemeldet werden. Der Kleinhändler er⸗ 


füllt dieſe Anmeldepflicht nicht. Er iſt zwar nicht Schuldner 
der Tabakſteuer, er haftet aber (§ 121 Abſatz 4 der Tabakſteuer⸗ 
durchführungsbeſtimmungen gemäß) für den Tabakſteuer⸗ 
betrag, der auf die in dem nicht angemeldeten Betrieb ver⸗ 
triebenen Tabakwaren entfällt. Der Kleinhändler macht ſich 
dadurch, daß er die vorgeſchriebene Anmeldung unterläßt, einer 
Steuerordnungswidrigkeit (eines Vergehens gegen 8 418 
Abſatz 1 Ziffer 1 AD) ſchuldig. 

. Ein Fabrikant, der Zigarrenmaſchinen anfertigt, verkauft eine 
ſolche Maſchine und übergibt die Maſchine dem Käufer. Die 
Abgabe einer ſolchen Maſchine muß ($ 129 Abſatz 1 der 
Tabakſteuerdurchführungsbeſtimmungen gemäß) der Zollſtelle 
ſchriftlich angemeldet werden. Der Fabrikant erfüllt dieſe An⸗ 
meldepflicht nicht. Er iſt zwar nicht Schuldner der Tabakſteuer, 
er haftet aber (§ 129 Abſatz 4 der Tabakſteuerdurchführungs⸗ 
beſtimmungen gemäß) für den Tabakſteuerbetrag, der auf die 
mit der nicht angemeldeten Maſchine hergeſtellten Tabakwaren 
entfällt. Der Fabrikant macht ſich dadurch, daß er die vorge⸗ 
ſchriebene Anmeldung unterläßt, einer Steuerordnungswidrig⸗ 
keit (eines Vergehens gegen § 413 Abſatz 1 Ziffer 1 AO) 
ſchuldig. 

5. Steuerpflichtiger 

Sinn 
Der Begriff Steuerpflichtiger hat an ſich materiellrechtlichen 

Inhalt (Hinweis auf die Ausführungen oben in den Abſchnitten 3 

und 4), wird aber in der Reichsabgabenordnung (zum Beiſpiel im 

8309 AO) auch in einer weiteren verfahrensrechtlichen Bedeutung 

verwendet. Steuerpflichtiger im verfahrensrechtlichen Sinn iſt, 

wer vom Hauptzollamt (Zollamt) als Steuerſchuldner 
(zum Beiſpiel zu Nachweiſungen über die perſönliche Steuer⸗ 
pflicht, 8 204 Abſatz 2 AO) 

eder als Haftender in Anſpruch genommen wird. Wenn der vom 
Hauptzollamt (Zollamt) in Anſpruch Genommene (der Steuer- 
pflichtige im verfahrensrechtlichen Sinn) geltend macht, er ſei 
weder Steuerſchuldner noch Haftender, ſo hat das keineswegs zur 
Folge, daß der in Anſpruch Genommene als „Dritter“ im Sinn 
des Verfahrensrechts (zum Beiſpiel im Sinn der $$ 175 und 
folgende AO) zu behandeln ſei. Wer vom Hauptzollamt (Zollamt) 
als Steuerſchuldner oder als Haftender in Anſpruch genommen 
wird, kann ſich (unabhängig von der Frage, ob er Steuerſchuldner 
oder Haftender iſt) einer Steuerordnungswidrigkeit (eines Ver⸗ 
gehens gegen § 413 Abſatz 1 Ziffer 1 AO) ſchuldig machen. 

Veiſpiel: 

Das Hauptzollamt (Zollamt) hat auf Grund von $ 204 
Abſatz 2 AO eine Perſon aufgefordert, auf dem Hauptzollamt 
(Zollamt) zu erſcheinen zur Erörterung der Frage, ob der Vor⸗ 
geladene der Inhaber eines Tabakwarenherſtellungsbetriebs 
und damit Steuerſchuldner (§ 4 Abſatz 2 des Tabakſteuergeſetzes 
gemäß) iſt. In der Vorladung hat das Hauptzollamt (Zollamt) 
darauf hingewieſen, daß die Nichtbefolgung der Vorladung 
ſtrafbar iſt. Der Vorgeladene hat der Vorladung nicht Folge 
geleiſtet. Er iſt (unabhängig von der Frage, ob er ſich ſpäter 
als Steuerſchuldner erweiſt) Steuerpflichtiger. Er hat ſich 
dadurch, daß er der Vorladung nicht Folge geleiſtet hat, einer 
Steuerordnungswidrigkeit (eines Vergehens gegen § 413 
Abſatz 1 Ziffer 1 AS) ſchuldig gemacht. Der Fall liegt alfo 
anders als der (oben im Abſchnitt 2 erörterte) Fall der Aus⸗ 


im verfahrens rechtlichen 


kunftsperſon. 
6. Wahrnehmung der Angelegenheiten eines 
Steuerpflichtigen 


Das im 8 413 Abſatz 1 Ziffer 1 AO verwendete Begriffs- 
merkmal „bei Wahrnehmung der Angelegenheiten eines Steuer⸗ 
pflichtigen“ findet, ſich auch im Tatbeſtand der Steuergefährdung 
(8 402 Abſatz 1 AO 1931, $ 367 Abſatz 1 AD 1919). Das Reichs ⸗ 
gericht hat dazu in einem Urteil vom 12. April 1923 III 750/22 
(Entſcheidungen in Strafſachen Bd. 57 S. 218) ausgeführt: 

„Es entſpricht dem Sinn und dem Zweck des Geſetzes, den 
Begriff der Wahrnehmung der Angelegenheiten’ im Sinn von 
8 367 AO 1919 (8 402 AO 1931) möglichſt weitgehend auszu⸗ 
legen. Es handelt ſich bei dem § 367 AD 1919 ($ 402 AO 1931) 
um ein Finanzſchutzgeſetz, in dem die allgemein gehaltene Wen⸗ 
dung ‚bei Wahrnehmung der Angelegenheiten des Steuer- 
pflichtigen offenbar abſichtlich gewählt worden iſt, um ihm ein 
möglichſt weites Anwendungsgebiet zu eröffnen.“ Tr. 


Gehaltsnachzahlungen als außerordentliche Einkünfte 

(5 34 €5t6) en 
9 84 Abſatz 2 Ziffer 1 ESt& gemäß kommen als außerordent⸗ 

liche Einkünfte, die den beſonderen Steuerſätzen des $ 34 Abſatz 1 

EStG unterliegen, u. a. Einkünfte in Betracht, die die Entlohnung 

für eine Tätigkeit darſtellen, die ſich über mehrere Jahre erſtreckt. 


S. 282 


Der Reichsfinanzhof hat bekanntlich in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung betont, daß Nachzahlungen von Arbeitslohn für mehrere 
Jahre an einen Arbeitnehmer für ſich allein die Anwendung des 
§ 34 ESG nicht rechtfertigen. Eine Anwendung des § 84 ESt 
komme in dieſen Fällen nur dann in Betracht, wenn es ſich bei der 
entlohnten Tätigkeit um eine als Einheit aufzufaſſende, in ſich 
abgeſchloſſene Sonder tätigkeit handelt, die bon der anderen 
Tätigkeit des Steuerpflichtigen klar abgrenzbar iſt (Hinweis auf 
Amtl. Sammlung der Entſcheidungen des RFH Bd. 24 S. 276). 

Der Reichsfinanzhof hatte ſich im Urteil vom 29. Februar 1940 
IV 29/40 mit einem Fall zu befaſſen, in dem ein Beamter in eine 
Difziplinarunterfuhung mit der Folge verwickelt geweſen war, daß 
ſeine Dienſtbezüge mehrere Jahre lang (1934 bis 1936) nur zum 
Teil ausbezahlt wurden. Die einbehaltenen Teilbeträge wurden 
im Jahr 1937 in einer größeren Summe nachbezahlt. Der Reichs⸗ 
finanzhof hat angenommen, daß auf eine ſolche Nachzahlung 
— entgegen der Regel — $ 34 anzuwenden ſei. Der Sinn und 
Zweck des Geſetzes, tarifliche Unſtimmigkeiten auszugleichen, er⸗ 
fordere eine Anwendung des $ 34 dann, wenn ſich ein Beamter 
wegen einer Unterſuchung Gehaltseinbehaltungen mehrere Jahre 
lang gefallen laſſen muß und dann die einbehaltenen Beträge in 
einer Summe nachgezahlt erhält. Die Nachzahlung würde bei 
Nichtanwendung des § 34 Etch einem höheren Steuerſatz unter⸗ 
liegen als es dem Sinn eines Steuextarifs mit wachſenden Steuer⸗ 
ſätzen für wachſende Einkünfte entſpreche. Der Betroffene ver⸗ 
liere außerdem bei Nichtanwendung des $ 34 für die Jahre, auf 
die ſich die Nachzahlung erſtreckt, zu Unrecht die ſteuerfreien Be · 
träge, die bei der Aufſtellung des Einkommenſteuertarifs ein⸗ 
gearbeitet ſind. , 

Die gleiche Auffaſſung hat der Reichsfinanzhof in dem Urteil 
vom 1. Februar 1940 IV 314/39 vertreten. In dieſem Fall han» 
delte es ſich um einen privaten Arbeitnehmer, der im Jahr 1983 
ohne weitere Bezüge entlaſſen worden war und auf Weiterzahlung 
ſeiner Vergütung aus nichtſelbſtändiger Arbeit Klage erhoben 
batte. Der Rechtsſtreit ſchloß im Jahr 1938 mit einem Vergleich, 
wonach der frühere Arbeitgeber einen größeren Betrag in einer 
Summe auszahlte. Die Vergleichsſumme iſt nach § 34 EStG zu 
beſteuern. 0e.— 


Cohnſteuer von Trinkgeldern im Frifeurgewerbe 


Der Reichsfinanzhof hatte ſich im Urteil vom 18. April 1940 
IV 312/89 S mit der Frage zu befaſſen, ob die Trinkgelder (Be⸗ 
dienungsgelder) im Friſeurgewerbe zum ſteuerpflichtigen Arbeits⸗ 
lohn gehören. Der Reichsfinanzhof hat dieſe Frage grundſätzlich 
bejaht. Die Entſcheidung der Frage hängt nach Auffaſſung des 
Reichsfinanzhofs davon ab, ob Trinkgelder (Bedienungsgelder) im 
Friſeurgewerbe im nennenswerten Umfang üblich ſind und eine 
gewiſſe Einkommensquelle der Perſonen bilden, die in dieſem Ge⸗ 
werbe tätig find. Der Reichsfinanzhof hat beide Fragen bejaht. 
Die Trinkgelder (Bedienungsgelder) könnten auch nicht als Ge⸗ 
legenheitsgeſchenke angeſehen werden und einkommenſteuerfrei 
bleiben. Sie werden mit einer gewiſſen Regelmäßigkeit gewährt. 
Es ſei richtig, daß die Trinkgelder im Friſeurgewerbe an Umfang 
und Bedeutung nicht die Trinkgelder im Gaſtwirtsgewerbe und 
Transportgewerbe erreichen. Es komme aber nicht darauf an, ob 
auf die Trinkgelder — ähnlich wie oft im Transportgewerbe oder 
Gaſtwirtsgewerbe — ein Rechtsanſpruch beſtehe. Es ergäbe ſich 
deshalb die Lohnſteuerpflicht der Trinkgelder (Bedienungsgelder) 
im Friſeurgewerbe. 

Das Urteil des Reichsfinanzhofs vom 18. Abril ‚1940 
IV 312/39 S hat auf feinen Teilgebiet grundſätzliche Klarheit ger 
ſchaffen. Es wird aber erforderlich ſein, daß zur Verwirklichung 
der Grundgedanken des Urteils Verwaltungsanordnungen ge⸗ 
troffen werden, die die techniſche Durchführung des Lohnſteuer⸗ 
ahzugs gewährleiſten und den Sachverhalt auch unter Billigkeits⸗ 
geſichtspunkten würdigen. Es iſt anzunehmen, daß der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen unter dieſen Geſichtspunkten den Sach⸗ 
verhalt prüfen und die erforderlichen Anordnungen treffen wird. 
Es wird zweckmäßig ſein, von örtlichen Maßnahmen bis zu dem 
Erſcheinen der Anordnungen des Reichsminiſters der Finanzen 
abzuſehen. Oe.— 


Prämiengutfcheine für Weſtwallarbeiter 


Die Weſtwallarbeiter erhalten auf Anordnung des General⸗ 
inſpektors für das Deutſche Straßenweſen bei längerer Beſchäfti⸗ 
gung am Weſtwall Prämiengutſcheine. Es erhalten z. B. Lang⸗ 
verpflichtete, die ein Jahr und länger am Weſtwall arbeiten, 
Prämiengutſcheine im Werte bon 50 und 75 RM. Die Mittel für 
die Prämiengutſcheine werden nicht durch den Arbeitgeber des 
Weſtwallarbeiters (3. B. den Bauunternehmer), ſondern durch den 
Generalinſpektor für das Deutſche Straßenweſen zur Verfügung 
geſtellt. Die Prämiengutſcheine werden aber durch den Arbeit⸗ 
geber ausgehändigt. 


Deutsche steuer- Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29. Jahrg. / Nr. 21 / 


25. Mai 1940 


Der Reichsminiſter der Finazen hat im Erlaß vom 17. April 
1940 S 2174 — 111 III angeordnet, daß die Prämiengutſcheine 
nicht zum ſteuerpflichtigen Arbeitslohn gehören. Es handelt ſich 
hier nicht um Zuwendungen eines Arbeitgebers, ſondern eines 
Dritten an den Arbeitnehmer. Es liegen auch zwiſchen dem 
Dritten (Generalinſpektor für das Deutſche Straßenweſen) und 
dem Arbeitgeber (3. B. Bauunternehmer) keine beſonderen Be⸗ 
ziehungen vor, die es rechtfertigen würden, die Zahlungen des 
Dritten wie Zahlungen des Arbeitgebers, d. h. als Arbeitslohn zu 
behandeln. Beiſpiele für ſolche Beziehungen ergeben ſich aus 
Abſchnitt 9 Abſatz 2 LS 1940. Oe.— 


finderermäfiigung für Fahnenjunker-Feldwebel 


Kinderermäßigung ſteht Steuerpflichtigen Abſchnitte 48 und 49 
LER 1940 (Abſchnitte 77 und 78 EStR für 1939) gemäß u. a. bei 
Fahnenjunkern bis zum Oberfähnrich zu. Der Reichsminiſter der 
Finanzen hat in einem Erlaß vom 18. März 1940 S 2231 — 28 III 
klargeſtellt, daß der Dienſtgrad „Fahnenjunker⸗Feldwebel“ mit 
dem Dienſtgrad „Oberfähnrich“ gleichbedeutend iſt. Oe.— 


Steuerpflicht von Mufikkapellen 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat zur Beſeitigung 
von Schwierigkeiten in einem Erlaß vom 2. Oktober 1939 
8 4107 — 237 III, an die Reichsmuſikkammer, vorbehaltlich der 
Entſcheidung der Rechtsmittelbehörden, die ſolgenden Richtlinien 
gegeben: 


1. Die Beſchäftigung bon Muſikkapellen in Unternehmen, in denen 
zur Erreichung des Betriebszwecks Muſiker 
beſchäftigt oder gewerbsmäßig muſikaliſche 
Veranſtaltungen dargeboten werden, ſtellt regelmäßig 
eine nichtſelbſtändige Beſchäftigung dar. Es gehört dazu ins⸗ 
beſondere die Beſchäftigung in Gaſtſtätten, Theatern, beim 
Film, beim Rundfunk und bei den Schallplattenunternehmen. 
Der Unternehmer (Gaſtwirt, Theaterbeſitzer) iſt dann der 
Arbeitgeber der Muſtker und des Kapellenleiters. Er hat den 
Lohnſteuerabzug durchzuführen. Der Kapellenleiter haftet 
unter Umſtänden für die nicht einbehaltene Lohnſteuer neben 
dem Unternehmer, wenn die beſonderen Vorausſetzungen des 
8109 AO erfüllt find. Umſatzſteuerpflicht und Gewerbeſteuer⸗ 
pflicht der Muſiker kommt nicht in Betracht. 

2. Sind die Vorausſetzungen der Ziffer 1 nicht gegeben (3. B. 
Muſikdarbietung bei einer privaten Feſtlichkeit), jo iſt der 
einzelne Muſiker (Kapellenleiter und Kapellenmitglied) als 
ſelbſtändig anzuſehen. Die Leiſtungen des einzelnen Muſikers 
ſind umſatzſteuerpflichtig, ſoweit nicht § 4 Ziffer 18 USt 
gemäß Befreiung eintritt oder die Umſatzſteuer § 63 USt D 
gemäß nicht erhoben wird. Lohnſteuerpflicht kommt nicht in 
Betracht. Die Gewerbeſteuerpflicht beurteilt ſich nach Abſchnitt 3 
Abſatz 3 und Abſchnitt 9 Abſatz 3 der Gewerbeſteuer⸗Richtlinien 
für 1940. 

3. Kapellenmitglieder treten in Ausnahmefällen gegen Ge⸗ 
halt in ein feſtes Arbeits verhältnis zum 
Kapellenleiter (3. B. gewiſſe bedeutende Tanzkapellen). Der 
Kapellenleiter iſt in dieſen Fällen als Unternehmer anzu- 
ſehen. Seine Leiſtungen unterliegen der Umſatzſteuer. Er bat 
als Arbeitgeber der Kapellenmitglieder den Lohnſteuerabzug 
für ſie vorzunehmen. Er iſt gewerbeſteuerpflichtig, wenn die 
Muſik zu Unterhaltungszwecken dargeboten wird und nicht die 
Darbietung einer künſtleriſchen Leiſtung im Vordergrund ſteht. 

4. Für die außerdienſtliche Muſiktätigkeit der Militär ⸗ 
muſiker, der Muſiker des Reichsarbeitsdienſtes, der SA⸗ 
Muſikzüge uſw. gelten gewiſſe Sonderregelungen. 


Der Reichsfinanzhof hatte ſich in einem Urteil vom 1. Februar 
1940 IV 85/38 S zum erſtenmal mit den Richtlinien auseinander⸗ 
zuſetzen, die vom Reichsminiſter der Finanzen aufgeſtellt ſind. Er 
iſt ihnen beigetreten. Der Reichsfinanzhof führt aus, daß der 
Leiter einer freien Orcheſterbereinigung unter beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen (ausreichende Arbeitsverträge und entſprechende Ver⸗ 
gütungen an ſeine Muſiker) als ſelbſtändiger Unternehmer und 
als Arbeitgeber ſeiner Muſiker anzuſehen ſein könne. Das 
treffe aber in der Regel bei freien kleineren Orcheſtervereinigungen 
nicht zu. Arbeitgeber ſei bei ſolchen Orcheſtervereinigungen grund⸗ 
ſätzlich der Unternehmer der Gaſtſtätte, des Theaters uſw., bei dem 
die Kapelle tätig wird. Eine Haftung des Kapellenleiters für eine 
Lohnſteuer, die von dem Unternehmer zu Unrecht nicht einbehalten 
wird, komme § 109 der Reichsabgabenordnung gemäß nur in Ve⸗ 
tracht, wenn der Kapellenleiter bei der Behandlung der Zahlungen 
als Vertreter des Unternehmers anzuſehen ſei. Das ſei aber in 
der Regel nicht anzunehmen. Der Kapellenleiter bandle, ſoweit 
er die gemeinſam eingehenden Gelder ein ziehe, nur als Bevoll⸗ 
mächtigter ſeiner Kapellenmitglieder, denen er Teile ſeiner Ver⸗ 
gütung weiterzugeben habe. Oe.— 


